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Juden in Volen 


Wenn ſich die Behandlung der Judenfrage in Polen auch immer noch in jenem 
Stadium befindet, in dem der Antiſemitismus eine Kampfparole einzelner 
politiſcher Parteien bildet, ſo iſt man ſich über die Bedeutung dieſer Frage für 
Polen doch in allen Kreiſen der Oeffentlichkeit dieſes Landes im Klaren. Nach Paläſtina, 
wo unter einer Geſamtbevölkerung von 1 350 000 Einwohnern 400 000 Juden leben, ift 
Polen dasjenige Land, das relativ und, wenn man die Vereinigten Staaten mit etwa 
4450 000 Juden außer Betracht läßt, auch abſolut die meiſten Juden aufzuweiſen hat. 
Mit 3,15 Millionen Seelen macht das jüdiſche Element in Polen 
etwa 10 v. H. der Geſamtbevölkerung aus, wobei noch bemerkt werden 
muß, daß es ſich bei den 3,15 Millionen nur um die ſtatiſtiſch einwandfrei feſtſtellbaren 
Konfeſſionsjuden handelt, das jüdiſche Raſſe n element in dieſer Zahl alfo 
nicht reſtlos erfaßt iſt. Was dem Judentum in Polen ſein ſofort in die Augen ſpringen⸗ 
des Charakteriſtikum gibt, iſt ſeine räumliche Zuſammenballung in den 
Städten der mittleren, öſtlichen und ſüdlichen Wojewodſchaften des Staates und ſeine 
Konzentrierung in beſtimmten Berufskategorien. Dieſe Erſcheinung, 
die eine ſchwere Behinderung der ſozialen Entfaltung des polniſchen Volkskörpers in den 

enannten Landesteilen darſtellt, hat ſeit der Errichtung des polniſchen Staates erhebliche 

Fortſchritte gemacht. Etwa anderthalb Jahrzehnte hat das polniſche Volk, trotzdem es 
im Grunde antiſemitiſch eingeſtellt iſt, dieſem jüdiſchen Vordringen einen nur geringen 
Widerſtand entgegengeſetzt. Das iſt eine Beobachtung, die ſich im weſentlichen wohl 
daraus erklärt, daß ſich die Aufmerkſamkeit der polniſchen Oeffentlichkeit und Regierung 
nach der Errichtung des Staates zunächſt den volkspolitiſchen Fragen zugewandt hat, 
die für den polniſchen Staat zugleich Gebiets fragen ſind, und daß Polen es ſich in 
der Zeit der deutſch⸗polniſchen Spannung nicht hat leiſten können, gegen diejenigen feiner 
Bürger zu Felde zu ziehen, deren Raſſegenoſſen in den weſtlichen Ländern zum guten 
Teil die öffentliche Meinung beherrſchen. Man kann alſo wohl ſagen, daß Polen ſeine 
antideutſche Haltung mit einer Steigerung des jüdiſchen Einfluſſes auf weite Gebiete ſeines 
wirtſchaftlichen und kulturellen Lebens bezahlt hat. 

Um die Jahrhundertwende hat eine ſtarke Abwanderung der innerhalb der 
Grenzen des heutigen polniſchen Staatsgebietes lebenden Juden begonnen. Dieſe Bewegung 
hat fih nach der Errichtung des polniſchen Staates verſtärkt. Von 1918 bis 1935 
haben insgeſamt etwa 475 000 Juden Polen verlaſſen; davon find 
etwa 235 000 nach den Vereinigten Staaten und etwa 111 000 nach Paläſtina gegangen. 
Trotz dieſer Abwanderung iſt die Zahl der Juden in Polen aber abſolut weiter geſtiegen; 
jedoch iſt der lä diſche Anteil an der Geſamtbevölkerung zurück⸗ 

egangen. Nach der Volkszählung von 1921 hat es in Polen 2 925 000 moſaiſche 
Juden gegeben, im Jahre 1931 find bei der Volkszählung 3 114 000 feſtgeſtellt worden. 
Der jüdiſche Bevölkerungsanteil hat im Jahre 1921 10,8 v. H. und im Jahre 1931 
9,8 v. H. betragen. Innerhalb des genannten zehnjährigen Zeitraums ſteht einer abſoluten 
Zunahme der Juden um etwa 190 000 Seelen, alſo einer Verringerug des Bevölkerungs⸗ 
anteils um 1,0 v. H. gegenüber. Bemerkenswert ſind dabei die Verſchiebungen, die 
fih hinſichtlich der jüdiſchen Bevölkerung in den einzelnen Landesteilen feſt⸗ 
ſtellen laſſen. In den zentralen Wojewodſchaften hat ſich die jüdiſche Bevölkerung um 
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97 000, in den öftlichen Wojewodſchaften um 80 000 und in den ſüdlichen Mojewodſchaften 
um 13 000 Seelen vermehrt, während die weſtlichen Wojewodſchaften eine geringe Ber: 
minderung zu verzeichnen haben. Im Einzelnen ergibt ſich folgendes Bild: 


Zentral Oſt Sid Weft 
1921. 1682 100 436 100 776 600 30 300 
19311. 1779 000 515 500 789 800 29 600 


Im Zuſammenhang mit der landſchaftlichen Verſchiebung hat fih eine Milieu- 
verſchiebung des Judentums, eine noch ſtärkere Verſtädterung und vor allem Ver⸗ 
großſtädterung, vollzogen. Nach den Volkszählungsergebniſſen haben in Oſtgalizien im 
Jahre 1910 von 100 Juden 59, im Jahre 1931 dagegen ſchon 74 in den Städten gelebt; 
in Weſtgalizien find es 65 bzw. 88 geweſen. In Kongreßpolen haben im Jahre 1908 
rund 60 v. H. und im Jahre 1931 bereits über 80 v. H. der dortigen Juden in den 
Städten gelebt. Am ſtärkſten iſt die Zahl der Juden in den großen Städten 
geftiegen. So hat Lemberg im Jahre 1910 57 400 und im Jahre 1931 faſt 100 000 
Juden gehabt, Krakau in den gleichen Jahren 32 200 bzw. 56 500. In Lodz iſt die 
Zahl der Juden von 1897 bis 1931 von 98 700 auf 202 500 und in Warſchau in 
dem gleichen Zeitraum von 219 400 auf 350 300 angewachſen. Unter Zugrundelegung 
der Volkszählungsergebniſſe ergibt ſich für 1931 hinſichtlich der Verteilung des 
Judentums auf Stadt und Land folgendes Bild: 


Zentral Of Sud Weſt 
Stadt. . . 143860 = 83 v. H. 317 100 = 74 v. H. 598 400 = 80 v. H. 26 100 = 89 v. H. 
Land.. . 340 500 = 17 v. H. 198 400 = 26 v. H. 191 400 = 20 v. H. 8 500 = 11 v. H. 


Ueber die Zuſammenballung der Juden in den Städten gibt auch nachſtehende Leber: 
ſicht Auskunft, die nach den Ergebniſſen der Volkszählung von 1931 den jüdifchen 
Anteil an der Geſamtbevölkerung und an der Stadt- und Landbevölkerung der einzelnen 
Wojewodſchaften anzeigt: 

20 ee Geſamt Stadt Land Wojewodſchaft Geſamt Stadt Land 
odz 7 


u 14, 31,2 2,2 Warfhau..... g, 29,7 2,4 
Lublin 42,8 43,7 6,2 Wilna 8,7 29,2 3,4 
Bialyſtok . . . 42,0 38,4 36 Tarnopol 8,4 34,7 3,0 
Lemberg 11,0 33,2 3,6 Nowogrodek .. 7,8 42,6 4,1 
Riele . 22.2 .. 10,8 30,2 4,2 Kraau ...... 7,6 24,8 4,7 
Poleſien 10,1 49,2 4,2 Schleſien 1,5 3,9 0, 
Wolhynien. . 10,0 49,1 4,6 Pommerellen . . 0,3 0, 0, 
Stanislauu .. 95 34,8 3,1 Poſen 0, 0, 0,1 


Auf dem Lande tritt das jüdiſche Element alfo nur verhältnismäßig wenig hevor. D a+ 
gegen macht es faſt in ganz Polen, außer den ehemals reichs⸗ 
deutſchen Gebieten, ein Drittel und mehr der ſtädtiſchen Ber 
völkerung aus, in den wolhyniſchen und poleſiſchen Städten 
ſogar faſt die Hälfte. In der Landeshauptſtadt Warſchau beträgt es 30,1 v. H. 
der Bevölkerung. Die Juden beſtimmen das völkiſche Geſicht der 
mittel-, oſt⸗ und ſüdpolniſchen Städte. Sie prägen überhaupt das Bild, 
das die Welt von der Atmoſphäre polniſcher Städte Bee, jenes Bild der übelriechenden 
Enge, des generationenalten Schmutzes und der hoffnungsloſen Unordnung, von dem man 
ſagen kann, daß das Polentum zum mindeften fein paffiver Urheber iſt. Den normalen 
europäiſchen Charakter hinſichtlich des jüdiſchen Bevölkerungsanteils tragen nur die 
ehemals preußiſchen Gebiete des Staates, beſonders Poſen und Pommerellen, während 


„Der Umſtand, daß man die Polen umſo lieber hat, je weiter man von ihnen entfernt, 
und deſto weniger, je näher man ihnen rückt, muß jedenfalls die Vermutung erregen, 
daß dieſe Zuneigung nicht ſowohl auf einem wirklichen Vorzug des Charakters, als 
vielmehr auf einem gewiſſen weltbürgerlichen Idealismus, nicht ſowohl auf einer klaren 
Erkenntnis der Verhältniſſe, als vielmehr auf einem hergebrachten Glaubensſatz beruhe, 
den man eben hinnimmt, ohne ihn weiter zu unterſuchen.“ 

Wilhelm Jordan 
(Juli 1848 in der Nationalverfammlung zu Frankfurt a. M.) 


„ 
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fih in Oſtoberſchleſten als direkte Folgeerſcheinung der antideutſchen Verdrängungspolitik 
22 en Grazynſki eine fortſchreitende Berjudung der ſtädtiſchen Zentren feſt⸗ 
ellen läßt. 
Nach Angaben, die Alfons Kryſinſki in den „Sprawy narodowosciowe“ (Nr. 3/4937) 
veröffentlicht hat, haben von den insgeſamt 71 Städten Polens mit mehr als 
20 000 Einwohnern 2 eine abſolute Mehrheit jüdiſcher Bevölkerung, nämlich 
Dre mit 63,4 v. H. und Rowno mit 56,0 v. H., und in 16 weiteren Städten diefer 


ategorie macht das jüdiſche Element 40 bis 50 v. H. der Einwohnerſchaft aus. 
Es ſind dies: 


Bialyſto . . 43,0 v. H. Zamosc .. . . 42,3 v. H. Baranowicze . . 42,4 b. H. 
Grodno . 42,6 „„ Luck. . 48,9 „ „ Stanislau . . 4,4 „ „ 
Bentſchen (I) . . 45,4 „„ Breta B 44,3 „„ Tamm ....430 „ „ 
Siedle ....401 „ Kowel 46,4 „„ Kolomea .. . 42,4 „ „ 
Chem . 46,5 „„ Mlodzimierz . . 43,4 „„ Drohobycz . 40,1 „ „ 


Rzeszob . . 44,7 „ „ 


In manchen Kleinſtädten, vor allem Oſtpolens, ſteigt der jüdiſche Bevölkerungs⸗ 
anteil über 70 oder 80 oder gar 90 v. H. Das iſt z. B. in einigen poleſiſchen Städten 
der Fall, und zwar in Kaminiec⸗litewſki (87,1 v. H.), Wyſockie⸗litewſki (91,8 v. H.), 
Domaszewo (96 v. H.), Maloryta (80 v. H.), Kamien⸗Koszyrſk (70 v. H.), Lachwa 
(85 v. H.), Lenin (78 v. H.) und Wyſock (75 v. H.) („Kurjer Wilenſki“ vom 4. 1. 1938). 
Die Schärfe, die die Judenfrage in Polen beſitzt, kann man aber erſt dann ganz 
ermeſſen, wenn man neben der ſtädtiſchen Zuſammenballung des Judentums auch deſſen 
einſeitige Berufsausrichtung beachtet. „Rund gerechnet entfällt heute mehr 
als die Hälfte der jüdiſchen erwerbstätigen Bevölkerung auf 
die Berufsgruppe Handel, wobei die Juden nicht nur eine Uleberſetzung des 
Klein⸗ und Hauſterhandels bewirkt haben, ſondern in entſcheidendem Maße auch in den 
Großhandel mit landwirtſchaftlichen Erzeugniſſen, Fertigwaren uſw. eingedrungen find. . . 
Im ganzen muß für Polen die Schlüſſelſtellung der Juden im Handel nach wie vor als 
gegeben betrachtet werden. Einige Zweige des Handels, der Lederhandel, der 
Südfruchthandel und andere, können als faft rein jüdiſch bezeichnet werden“. 
(Peter⸗Heinz Seraphim.) In den Städten, vor allem den Mittel- und Kleinſtädten, 
beherrſcht das Judenkum auch den handwerklichen Sektor des Wirt⸗ 
ſchaftslebens. So find z. B. in Warſchau 74 v. H. der Herrenſchneiderwerkſtätten 
in Händen von Juden; in der Provinz iſt dieſer Satz noch höher. Sehr bedeutend iſt 
auch der jüdiſche Anteil im Schuhmacherhandwerk, in dem fie die Stiefelmacherei als 
Monopol innehaben, und in der Wäſcheherſtellung. Ebenſo ift die Hutmacherei ein 
Monopol der Juden, und in der Kürſchnerei haben fie ein ungeheures Llebergemicht. Je 
weiter nach Oſten, um fo ftärfer find die Juden in den hand: 
werklichen Berufen vertreten; fie beherrſchen in den Oſtwojewodſchaften 
vollkommen z. B. das Fleiſcher⸗ und Bäckerhandwerk, das Buchbindergewerbe, den 
Photographenberuf, das Tapezierer⸗ und Haarſchneidergewerbe, die Klempnerei und 
Gerberei, die Uhrmacherei, das Juwelier- und Glaſerhandwerk uam. („Kurjer Poznanſki“ 
vom 14. 1. 1938). Die jüdiſche Ueberfüllung dieſer Berufe macht in Verbindung mit den 
proletariſchen Lebensverhältniſſen, in denen die Maſſe der jüdiſchen Handwerker lebt, 
die Anfetzung nichtjüdiſcher Kräfte im Handwerk ebenfo wie 
im Handel zu einem äußerſt ſchwierigen und nur durch lang⸗ 
wierige und folgerichtige Kleinarbeit zu löſenden Problem. 
Es ift verſtändlich, daß dieſer Zuſtand, der noch durch das Ueberhandnehmen der Juden 
in den freien Berufen und ihr Eindringen in leitende Poſten der Finanz und der 
Induſtrie verſchärft worden iſt, für das polniſche Volk etwas Aufreizendes hat und eine 
ſtändige Gefahr für die innere Feſtigung und Beruhigung des polniſchen Staates Peite 
r. K. 


— . : —VÄ— ̃ wm p ] ͤu . K?]?k 


Ich habe ſo gehandelt, wie ich es allein als Deutſcher vor der Geſchichte unſeres 
Volkes, vor den vergangenen und lebenden Zeugen unſerer Volksgemeinſchaft, vor dem 
heiligen Deutſchen Reich und meiner geliebten Heimat verantworten kann. 


Adolf Hitler 
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Auf der Suche nach nationaler Einigung 


Um das „Lager der nationalen Einigung“ iſt es nach dem Abflauen der 
Erregung, die der Rücktritt des Oberſten Koc hervorgerufen hatte, während der letzten 
Monate verhältnismäßig ruhig geweſen. Es hat dem neuen Chef des Lagers, General 
Skwarczynſki, offenſichtlich einige Mühe bereitet, das ſchadhaft gewordene 
Inſtrument des Neopilſudkismus wieder gebrauchsfähig zu machen. Zu dieſem Zweck 
hat der neue Chef zunächſt einmal den e Aufbau des 
Lagers geändert: Er hat vor allem die Teilung in einen Stadt-, einen Qand- 
und einen Jugendſektor, die ſein Vorgänger eingeführt hatte, wieder beſeitigt. Der Grund 
hierzu iſt nicht ſchwer zu entdecken. Es hat ſich nämlich gezeigt, daß die drei Sektoren des 
Lagers dazu neigten, ſich ideologiſch von einander fortzuentwickeln oder gar in politlſche 
Konkurrenz zueinander zu treten. Das Lager iſt jetzt unter Preisgabe des gefährlichen 
zſtändiſchen“ Prinzips nur territorial in Kreiſe, Bezirke, Abteilungen und 
Zellen gegliedert, die ſich mit den Wojewodſchaften, politiſchen Kreiſen, 
Gemeinden und kleineren räumlichen Einheiten decken. Die Leitung des Lagers liegt in der 
Hand des Chefs, dem in der organiſatoriſchen Stufenleiter die Vorſitzenden der Unter⸗ 
gliederungen entſprechen. Dem Chef zur Seite ſteht der Oberſte Rat, und den Borz 
ſitzenden der Untergliederungen ſtehen entſprechende lokale Räte zur Seite. Die Geſchäfts⸗ 
führung des Chefs hängt von der Zuſtimmung des Oberſten Rates ab, der über die organi⸗ 
ſatoriſchen Maßnahmen und programmatiſchen Richtlinien des Lagers beſchließt, die 
Finanzgebahrung der Lagerleitung kontrolliert uff. In den Untergliederungen ſtehen den 
lokalen Räten entſprechende Befugniſſe zu. 

Man kann unter dieſen Umſtänden nur mit ganz weſentlichen Vorbehalten von einem 
autoritären Aufbau des „Lagers der nationalen Einigung” fprechen, und das um fo mehr, 
als der Oberſte Rat ein recht umfangreiches Gremium darftellt, das außer 
den beiden Stellvertretern des Chefs und dem Stabschef ſowie den Vorſitzenden des 
Parlamentariſchen Klubs und der verſchiedenen Zentralabteilungen des Lagers etwa 80 
Perſonen umfaßt und ſpäter durch Zuwahl auf 120 Mitglieder ergänzt werden foll. 
In ſozialer, politiſcher und weltanſchaulicher Hinſicht bildet 
der Oberſte Rat ein buntes Gemiſch; zu ſeinen Mitgliedern gehören Ver⸗ 
treter der radikalen Kleinbauernſchaft und des konſervativen Großgrundbeſitzes, der 
Gewerkſchaften und des Unternehmertums, der nationaliſtiſchen Rechten und der demo⸗ 
kratiſchen Linken, des katholiſchen Klerus und des Freidenkertums. Alle Strömungen, an 
deren Gegenſätzlichkeit ſeinerzeit der „Unparteiliche Block für die Zuſammenarbeit mit der 
Regierung“ geſcheitert iſt und unter denen unter der Leitung des Oberſten Koc auch das 
„Lager der nationalen Einigung“ gekrankt hat, finden ſich im Oberſten Rat wieder ver⸗ 
einigt. Da all diefe Strömungen auch weiterhin über ihre ſelbſtändigen Verbände, Klubs 
und Zuſammenſchlüſſe, die unabhängig vom Lager beſtehen, verfügen, iſt mit einer inneren 
Feſtigung des Lagers durch die von General Skwarczynſki vorgenommenen organiſa⸗ 
foriſchen Aenderungen wohl ſchwerlich zu rechnen. Die „Gazeta Polſka⸗ hat allerdings 
greint, die Mitglieder des Rates feien lediglich auf Grund ihrer wirklichen Verdienſte, 

rfahrungen und Leiſtungen berufen worden und gruppenweiſe Auseinanderſetzungen inner⸗ 
halb des Lagers kämen überhaupt nicht in Frage. à 

Die Ereigniffe haben der „Gazeta Polſka“ inzwiſchen Unrecht gegeben. Die 
„Regierungsjugend“ hat wieder einmal rebelliert. Schon der 
„Unparteiliche Block“ hat ſeinerzeit die ideologiſche Verſelbſtändigung der von ihm ins 
Leben gerufenen Jugendorganiſation, der „Legion der Jungen“, nicht zu verhindern ver⸗ 
mocht. Ebenſo iſt es dem „Lager der nationalen Einigung“ mit dem von Oberſt Koc 
gegründeten „Verband Junges Polen“ ergangen. Das Lager hat nach dem Rück⸗ 
kritt des Oberſten Koc feine Verbindung mit dieſer Drganifation, in der immer deutlicher 
nationalradikale Tendenzen zum Durchbruch gelangten, gelockert und in ſeiner Jugend⸗ 
abteilung eine neue Zuſammenfaſſung der „regierungstreuen“ Jugendorganiſationen in die 
Wege geleitet. Am 20. April iſt es dann zum offenen Bruch zwiſchen dem Verband und 
dem Lager gekommen. Die Leitung des Lagers hat die Situation dadurch zu retten 
verſucht, daß ſie die aufſäſſige Führung des Verbandes abgeſetzt hat; aber die Mitglieder 
haben der vom Lager eingeſetzten neuen Verbandsleitung zum Teil die Gefolgſchaft 
verweigert. Wenn das Ausſcheiden dieſer Gruppe auch die Eriftenz des Lagers in keiner 
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Weiſe gefährdet, ſo hat es doch zum mindeſten noch einmal die Beobachtung beſtätigt, daß 
die farbloſe Ideologie und die Weder-rechts⸗noch⸗links⸗Linie, 
auf der das Lager möglichſt weite Kreiſe zu einigen hofft, dem politiſchen 
Wollen der jüngeren Generation nicht entſpricht und daß eine Organi⸗ 
fation, in der die „Ehemaligen“, die Legionäre, Kriegsteilnehmer, Freiheitskümpfer uſw., 
eiferſüchtig auf die Wahrung ihres Führungsanſpruches im Staate bedacht ſind, kaum 
überwindbaren Schwierigkeiten begegnet, ſobald es ſich um die Frage des natürlichen 
Nachwuchſes handelt. 

Das Fehlen einer einigenden politiſchen Ideologie, das durch den 
gemeinſamen Willen, die Verteidigungsbereitſchaft des Staates zu ſtärken, nicht wett⸗ 
gemacht werden kann, ſetzt das Lager, trotz der gegenteiligen Verſicherung der 
„Gazeta Polſka“, der ſtändigen Gefahr gruppenweiſer Auseinander⸗ 
ſetzungen aus, ſobald feine Leitung den Verſuch unternimmt 
in einer der brennenden innerpolitiſchen Fragen eine klarere 
Poſition zu beziehen. So iſt Oberſt Koc ſeinerzeit mit ſeinem Verſuch, zu 
einer loſen Zuſammenarbeit mit einigen Gruppen der Rechtsoppoſition zu gelangen, an 
dem Widerſtand des linken Lagerflügels geſcheitert. So hat der Vorſtoß gegen die Logen, 
den die um die Zeitſchrift „Jutro Pracy“ gruppierten Kreiſe vor kurzem unternommen 
haben, für deffen Initiatoren die Desavouierung durch die Lagerleitkung zur Folge gehabt. 
Die Geſchloſſenheit des Lagers verträgt keine politiſche Driens 
tierung nach rechts. Ob eine Orientierung nach links, wie fie ſich in 
letzter Zeit herauszubilden ſcheint, für fie tragbar ift, wird man ab⸗ 
warten müſſen. Der Oberſte Rat ſetzt ſich zur Zeit etwa zur Hälfte aus Vertretern 
des linken Flügels zuſammen, und das Lager verſucht, mit ſeiner Werbung in die links⸗ 
oppofitionellen Kreiſe der Arbeiterſchaft und vor allem des Kleinbauerntums einzudringen. 
Die Erfolgsausſichten ſind vielleicht nicht gering. Im agrariſchen Sektor des politiſchen 
Lebens gibt es einige ſchwankende Gruppen, die die ſchroff ablehnende Haltung der Volks⸗ 
partei gegenüber dem Lager nicht teilen; und in der Sozialdemokratiſchen Partei haben ſich 
nach dem Scheitern der Volksfronthoffnungen und der Kaltſtellung des linken, mit den 
Kommuniſten ſympathiſierenden Flügels die früher ſcharfen Gegenſätze gegen das Lager 
gemildert, zumal ſich in dieſem ſelbſt nach dem Rücktritt des Oberſten Koc die Links⸗ 
tendenzen der „Naprawa“ und des „Zarzewie“ weitgehend durchgeſetzt haben. General 
Skwarczinſky hat eine Linksorientierung des Lagers freilich beſtritten und den 
wachſenden Einfluß der „Naprawa“- und „Zarzewie“⸗Leute auf die Politik des Lagers 
als „Legende“ bezeichnet. Er hat aber beſtätigen müſſen, daß „die für Polen fo 
gefährliche Tendenz einer Aufteilung in eine Rechte und eine 
Linke immer deutlicher in den Vordergrund trete“. Und es muß 
fraglich erſcheinen, ob das Lager ſtark genug iſt, ſich dieſer gefährlichen Tendenz zu entziehen. 

Die Frage iſt alſo, wie weit das Lager den Weg nach links 
fortſetzen kann, ohne daß der rechte Flügel, auf dem man dieſe 
Entwicklung mit wachſender Beſorgnis verfolgt und wo man vor 
allem eine Rückwirkung dieſer Entwicklung auf die Zuſammenſetzung der Regierung 
befürchte, die mühſam wiederhergeſtellte Geſchloſſenheit des 
Lagers durch eine engere Fühlungnahme mit erechtsoppoſitio⸗ 
nellen Kreiſen gefährdet. Der „Czas“ hat bereits von der Möglichkeit eines 
„Nationalen Parlamentariſchen Klubs“ geſprochen, der all diejenigen Abgeordneten und 
Senatoren in ſich vereinigt, die mit dem gegenwärtigen Kurs des „Lagers der nationalen 
Einigung“ nicht einverſtanden ſind und gegebenenfalls entſchloſſen ſein würden, bei einem 
weiteren Abgleiten des Lagers nach links Anſchluß an die rechtsoppoſttionellen Kreiſe zu 
ſuchen. Das würde bedeuten, daß das Lager einen in ſeinem Wert fraglichen Zuwachs 
von links mit der Abwanderung rechtsſtehender alter Pilſudſkianhänger erkaufen müßte, 
unter denen ſich ſo bekannte Perſönlichkeiten wie Car, Zeligowſki, Slawek uſw. befinden. 
Man kann jedenfalls feſtſtellen, daß das „Lager der nationalen 
Einigung“ ſeinem Ziel, „alle aufbauwilligen Kräfte des 
Staates zuſammenzufaſſen“, feit dem mit dem Rücktritt des 
Oberſten Koc verbundenen Führungs⸗ und Kurswechſel nicht 
näher gebracht worden iſt. Und es bleibt die Tatſache weiter beſtehen, daß eine 
Regierung, die hinſichtlich der Entwicklung des Staates nicht zu überſehende Leiſtungen 
aufweiſen kann, über kein ſicheres und zuperläſſiges Fundament in der Oeffentlichkeit 
ihres Staates verfügt. Dr. K. 
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Der Kriegszuſtand im Memelgebiet 


Am 12. April hielt der deutſche Abgeordnete Bingau im Memelländiſchen Landtag eine 
Aufſehen erregende Rede. Da dieſe Rede von der deutſchen Preſſe des Memelgebietes aus nahe⸗ 
liegenden Gründen nicht veröffentlicht werden konnte, ſei ſie an dieſer Stelle in ihren weſentlichen 


Teilen wiedergegeben: 

Die Memelländer leben ſeit mehr als 11 Jahren unter dem 
Kriegszuſtand. Er ift nicht der Aus nahmezuſtand, den das Staatsrecht 
mit dieſem Worte bezeichnet, ſondern er ift die Regie run gsfor m geworden, mit der 
uns ſeit mehr als 11 Jahren die weſentlichſten Grundrechte unſeres Statuts genommen 
worden ſind. Gewiß, die ſtaatlichen Machtmittel können dieſen Tatbeſtand ſichern. Sie 
können die Memelländer daran hindern, öffentlich in der Preſſe und in Verſammlungen 
über den Kriegszuſtand ihre Meinung zu äußern. Sie können auch verhindern, daß die 
Bevölkerung davon erfährt, wenn Abgeordnete des Landtags über den Kriegszuſtand 
und ſeine Folgen ſprechen. Aber die Staatsführung muß wiſſen, welche unheilbaren 
Schäden dem Staatsgefühl der Memelländer dadurch zugefügt werden. Solange der 
Kriegszuſtand in ſeiner gegenwärtigen Handhabung auf dem Memelgebiet laſtet, ſolange 
empfinden fih die autonomiebewußten Memelländer als minder: 
berechtigte Staatsbürger zweiter Klaſſe behandelt. 

Es ift der Kriegsbehörde gelungen, im Memelgebiet die Kirchhofsruhe herzu⸗ 
ſtellen. In der Offentlichkeit dürfen weder der Kriegszuſtand noch die Kriegsbehörden 
erwähnt oder gar ihre Maßnahmen Eritifiert werden. Die Pref fe darf keine Merkmale 
der Zenſur ſichtbar werden laffen. Eine Unzahl von Anträgen an den Kriegs- 
kommandanten bleibt einfach unbeantwortet, ſo daß man die Verbote des Kriegs⸗ 
kommandanten nicht einmal ſchriftlich beweiſen und belegen kann. Das Spitzel⸗ 
weſen hat Formen angenommen, durch die jedes Vertrauen zerſtört wird. Die Poli⸗ 
tiſche Polizei miſcht fih in alle Angelegenheiten der Stadtpolizei, der Gewerbepolizei, 
der Landespolizei uſw. Sie hat ſogar ſchon Tankfäſſer und Mülleimer revidiert und 
feſtgeſtellt, daß ſie ſtinken. 

Wer das Memelgebiet nur aus der Preſſe kennt oder durch die Straßen Memels geht, 
ohne mit den Memelländern Fühlung zu nehmen, der merkt wenig oder nichts vom 
Kriegszuſtand und ſeinen Folgen. Es wäre aber ein ganz außerordentlich ſchwerer Fehler, 
wenn ſich die Staatsführung durch dieſe äußere Ruhe täuſchen ließe. Daß die Kriegs⸗ 
behörde der Preſſe einen ſchalldichten Maulkorb angelegt hat, habe ich bereits ausgeführt. 
Aber die Kriegsbehörde hat ſich ſogar das Recht genommen, die Oeffentlichkeit 
der Landtagsſitzungen praktiſch aufzuheben, fie zumindeſten ganz 
außerordentlich einzuengen und zu beſchneiden dadurch, daß ſie objektiv wahre Berichte 
über die Ausführungen der Abgeordneten in der Preſſe verboten hat... . So wird dem 
memelländiſchen Bürger nicht nur die Fühlung mit dem politiſchen Leben des Memel- 
gebietes ſelbſt unterbunden, ſondern weit darüber hinaus wirkt die Zenſur der Kriegs: - 
behörde dahin, daß die deutſchen Memelländer die Fühlung ſowohl mit dem 
politiſchen Leben des deutſchen Volkes wie auch mit deſſen 
literariſchem und künſtleriſchem Leben allmählich verlieren. Das 
Memelgebiet iſt durch tauſend Bande verwandtſchaftlicher und perſönlicher Art mit 
Deutſchland verbunden. Sinngemäß ſichert die Autonomie dem einzelnen Memelländer 
auch das Recht, in normalen Grenzen die perſönlichen Verbindungen mit ſeinen Ver⸗ 
wandten und Freunden im Reiche zu pflegen. Dieſe Verbindungen werden — ganz ab⸗ 
geſehen von den Maßnahmen der Kriegsbehörde — bereits durch die Praxis der Erteilung 
des Viſums nahezu abgeſchnitten. Heute noch koſtet das einmalige Viſum für 
den Memelländer, der Verwandte oder Freunde im Reich beſuchen will, ſo viel, wie 
der geſamte Monatslohn eines Arbeiters beträgt. Für den weitaus 
größten Teil der Memelländer bedeuten dieſe Gebühren alſo praktiſch ein Ausreiſeverbot. 

Neben dieſem Abſchneiden der perſönlichen Verbindungen wird dem Memelländer die 
Fühlung mit der deutſchen Preſſe und Literatur in weitem Umfange unmöglich gemacht. 
Die Zenſur verbietet nicht nur alle Werke nationalſozialiſtiſchen 
Inhalts, macht es damit alfo dem Memelländer unmöglich, ſich ein unvoreinge⸗ 
nommenes Bild der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, der Weltanſchauung ſeines 
eigenen Volkes, an den Quellen ſelbſt zu verſchaffen, praktiſch ift es für den Memelländer 
auch nahezu unmöglich, ſich mit der Literatur bekanntzumachen, 
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die feine eigene engere Heimat angeht, gleichgültig, ob fie erzählend oder 
hiſtoriſch oder juriſtiſch iſt. Ebenfo find faſt alle Bücher über = a a Ausland» 
deutſchtum dem Memelländer nicht zugänglich. Alle Liederbücher und -famm: 
lungen, in denen vom deutſchen Volk geſprochen wird, ſind als ſtaatsfeindlich 
verboten. Nicht nur alle Bilder- und Buchwerke über und vom deutſchen Führer und 
Reichskanzler ſind dem Memelländer verboten, ſondern überhaupt werden ihm die 
großen Geſtalten feiner deutſchen Volksgeſchichte nach den Befehlen 
der Zenſur vorenthalten, gleichgültig, ob es ſich um Hindenburg oder Ludendorff, 
ob es fih um Schlageter oder Andreas Hofer, ob es fih um den Turnvater Jahn oder 
Gneiſenau, oder ob es ſich gar um Heinrich den Löwen handelt. Alle deutſchen 
Kalender und Jahrbücher und damit jene populäre Fachliteratur, die vielfach 
in Kalenderform, vor allem auf dem Lande, bekannt und beliebt iſt, ſind verboten. 
Der Gipfel der Komik aber ift wohl damit erſtiegen, daß deutſche Brief marten: 
kataloge, die in der ganzen Welt bekannt und in Gebrauch ſind, im Memelgebiet 
als ſtaatsfeindlich verboten find. Die geſamte wiſſenſchaftliche Literatur, 
die hiſtoriſche, geographiſche, juriſtiſche und wirtſchaftliche, 
die nicht mit den Theſen der Kauener Politik und Wiſſenſchaft 
übereinſtimmt, iſt im Memelgebiet verboten. 

Die Ergänzung zu dieſer Abſchnürung vom Mutterland bildet die Behandlung der 
deutſchen Filme. .. Wir ſtellen feft, daß feit vielen Jahren die Memelländer 
keine deutſche Wochenſchau haben ſehen dürfen. Von dem deutſchen völkiſchen 
Geſchehen der letzten Jahre hat kein Film den Memelländern berichten dürfen, auch wenn 
er ſonſt durch die ganze Welt gewandert iſt. Zu dem Verbot tritt die Verteuerung der 
deutſchen Filme durch das Verbot der rein deutſch⸗ſprachigen Filme, 
d. h. durch den Zwang, Ueberſetzungen mit litauiſchem Text mitlaufen zu laſſen, ein 
Zwang, der dazu führt, daß viele Filme, die die Memelländer ſehr intereſſieren würden, 
wegen der hohen Koſten nicht eingeführt werden können. 

Auch das Gemeinſchaftsleben der Memelländer ſelbſt wird durch die 
Maßnahmen der Kriegsbehörde ſeit vielen Jahren behindert und unmöglich 
gemacht. Das Leben der memelländiſchen Vereine ſpielt ſich gewiſſermaßen unter 
Ausſchluß der Oeffentlichkeit ab, ſoweit die Vereine überhaupt die Erlaubnis haben, 
zuſammenzukommen und ſich ſportlich oder ſonſtwie ihrem Vereinszweck gemäß zu 
betätigen. Sehr vielen Sportvereinen iſt die praktiſche Betätigung 
grundſätzlich verboten; der Mehrzahl der Sportvereine iſt die Abhaltung von 
Verſammlungen unterſagt. Es gibt Vereine, die ſeit ihrer Gründung 
noch keine Verſammlung haben abhalten dürfen und die auf keinen 
Antrag bisher mit einer Antwort der Kriegsbehörde beehrt worden ſind. So iſt unſer einſt 
blühender Sport heute ein Trümmerfeld geworden. Unſere Veteranen müſſen nicht nur 
bei der Beerdigung eines Kameraden einzeln zum Kirchhof ſchleichen, ſondern ſogar zur 
jährlichen Totenfeier am Grabmal des Unbekannten Memelländers dürfen ſie nicht in 
geſchloſſener Gemeinſchaft gehen. Sie dürfen, ebenſo wie die anderen Vereine, ihre 
Fahnen in den Straßen der Stadt nicht zeigen. Man möge ſich einmal vergegenwärtigen, 
welch lehrreicher Anſchauungsunterricht jedem einzelnen Memelländer immer wieder 
gegeben wird, wenn er demgegenüber litauiſche Vereine und Verbände nicht nur mit 
Fahnen, ſondern auch mit klingendem Spiel und mit Waffen durch die Straßen der 
Stadt marſchieren ſieht. 

Es iſt bezeichnend, daß ſeit einiger Zeit fogar das Wort „Memelland“ und 
das Wort „memelländiſch“ als ſtaatsgefährlich verboten ſind. 
Unſere Preſſe darf keinen „Memelländiſchen“ Landtag mehr kennen, ſondern nur noch 
einen „Landtag des Memelgebietes“. Unfere ganze Poftvermalfung gerät in Aufruhr, 
wenn ein Brief mit der Gebietsbezeichnung „Memelland“ ankommt. Neulich hat man 
ſogar einen Fiſcher mit der Vorladung zur Politiſchen Polizei und mit anderen Maß⸗ 
nahmen bedroht, wenn er nicht ſeinen Kutter, den er „Memelland“ geront hatte, mit 
einem anderen Namen belegen würde. Auf dem Papier, an Bord des Kutters, auf einem 
großen Teil der Briefe kann man das Memelland verſchwinden laſſen, man ſoll ſich 
aber darüber im klaren ſein, daß man es dadurch in den Herzen der Memelländer nur 
um fo lebendiger macht. 

Die Polizeiaufſicht, die man ſonſt nur gegenüber hartnäckig rückfälligen 
Verbrechern oder gegenüber Perſonen kennt, die eines ſchweren Verbrechens dringend 
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verdächtig find, wird heute, ohne Begründung und Erklärung gegenüber 
zahlreichen Perſonen jahrelang angewandt. Die Folge davon ift nicht 
etwa nur, daß der Einzelne, der in feiner Bewegungsfreiheit auf feine Gemeinde oder 
gar auf ſein Gehöft beſchränkt iſt, ſchwere wirtſchaftliche Schäden erleidet, 
nein, diefe Aufſicht greift auch in alle möglichen Rechtsverhältniſſe ein. Wir haben es 
erlebt, daß der Onkel nicht als Pfleger für ſeine Neffen und Nichten beſtellt werden 
durfte, weil die Polizeiaufſicht das nicht geſtattete; wir haben es erlebt, daß jemand nicht 
als Sachverſtändiger vor Gericht auftreten durfte, weil die Polizeiaufſicht es nicht 
geſtattete; wir haben es erlebt, daß jemand nicht den Vorſitz eines landwirtſchaftlichen 
Vereins übernehmen oder daß ein anderer keine landwirtſchafklichen Fachvorträge halten 
durfte, weil der Kriegskommandant es unter dem Geſichtspunkt der Polizeiaufſicht nicht 
geſtattete. Wir haben es auch erlebt, daß jemandem die Führung der Freiwilligen 
Feuerwehr von der Kriegsbehörde deshalb unterſagt wurde, weil er dom Kriegsgericht 
verurteilt und ſpäter vom Staatspräſidenten begnadigt worden war. 

Es iſt überflüſſig, nach ſachlichen Gründen für dieſe Maßnahmen zu ſuchen. In der 
Regel werden diefe Maßnahmen mit der „Aufhetzung eines Bevölkerungs- 
teils gegen den anderen“ begründet. Ich kann und will auf die hunderte von 
Fällen nicht eingehen, die man gegenüberſtellen könnte, um zu beweiſen, daß nach Anſicht 

der Kriegsbehörden ein Aufhetzen gegen die autonomiebewußten Memelländer und gegen 
die autonomen Behörden niemals vorliegt, daß dagegen ein Aufhetzen gegen die 
Kriegsbehörde oder gegen den Staat oder gegen die Großlitauer und ihre Einrichtungen 
und Verbände im Memelgebiet auch dort geſehen wird, wo der Objekkivſte, Gutwilligſte 
und Loyalſte unter uns nicht die Spur einer Hetze erblicken kann. Wir haben allmählich 
die beſtimmte Lleberzeugung gewonnen, daß jede Maßnahme, die fih gegen 
die Autorität der autonomen Behörden richtet, begrüßt und 
gefördert wird. Daß man immer wieder mit Gewalt in den Amtsbereich und in 
die Autorität der memelländiſchen Behörden und Beamten einbricht, iſt eine Tatſache, die 
ſich wie ein roter Faden durch die Geſchichte der memelländiſchen Autonomie zieht: von 
dem Militär mit aufgepflanzten Bajonett in unſerem Gefängnis an bis zu dem Tage, 
an dem man den Totſchläger Petereit in Aglohnen dem memelländiſchen Gericht entzog, 
bis in die Gegenwart, wo ein Landespolizeibeamter zu 10 Jahren Zuchthaus verurkeilt 
werden konnte wegen Handlungen, zu denen fein Dienſt ihn verpflichtete. 


Das Memelſtatut ſichert den Memelländern die Gleich berechtigung der 
beiden Landesſprachen zu. Nach dem Statut gibt es im Memelgebiet nicht 
eine „Staatsſprache“ und daneben eine „lokale Sprache“, denn neben einer „Staats⸗ 
ſprache“ kann eine „lokale Sprache“ nicht mehr gleichberechtigt fein... Man legt die 
Beſtimmung der Verfaſſung fo aus: „Die Staatsſprache m u f f Du anwenden, die lokale 
(d. h. die deutſche) Sprache darf ft Du, wenn Du willſt, auch gebrauchen“. In Wahr- 
heit aber ſagt das Statut klar: „Du darfſt ſo wohl die eine, wie die andere offizielle 
Sprache ſprechen und anwenden oder auch beide zuſammen, wie Du willſt“. Das ift - 
das klare Recht der Memelländer. .. Und alle, die da glauben, daß ſie mit ihrer Aus⸗ 
legung des Sprachenrechtes uns Memelländern allmählich den Strick um den Hals 
zuziehen könnten, mögen ſich ſagen laſſen: Solange wir noch einen Hauch in uns haben, 
um überhaupt zu ſprechen, ſolange werden wir die wirkliche Gleichberechtigung der beiden 
Sprachen verlangen. Und die jungen Herren ohne Lebenserfahrung, die da glauben, 
ſie könnten mit ihren kindlichen Argumenten einen Kampf gegen die deutſche Sprache 
führen, denen empfehle ich, ſich mit der Geſchichte ihres eigenen Volkes zu beſchäftigen 
und ſich von alten Litauern, die in ſchlechten Zeiten ihr Volkstum hochgehalten haben, 
erzählen zu laſſen, was daraus wird, wenn man einem Volke ſeine Sprache nehmen will. 
Und ſie mögen ſich ganz klar machen: Auch die deutſch⸗ſprechenden Memelländer gehören 
einem Volke an. Vielleicht begreifen das allmählich ſelbſt ſolche Hirne, für die Memel 
in Südafrika liegt. Denen möchte ich überhaupt einmal ſehr zu überlegen geben, daß das 
internationale Staatsrecht keine „Konvention von Klaipeda“ kennt, ſondern nur eine 
„Konvention von Memel“. Und wenn ſie von ihrem „Memel in Südafrika“ gar 
nicht loskommen können, dann kann es ihnen womöglich paffieren, daß fie eines Tages 
auch den Gegenſtand der Konvention in Südafrika zu ſuchen haben werden. Und das 
wäre doch beſtimmt für fie peinlicher als für uns. í 

Ich wiederhole und faffe zufammen: Die Gelegenheiten, um auf diefe Zuſammen⸗ 
hänge hinzuweiſen, ſind ſelten. Ueber dem Memelgebiet liegt die Ruhe 
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des Kirchhofs; auf feinen Einwohnern laftet ein Druck, der 
immer ſchwerer erträglich wird. Was wir wollen und wozu wir verpflichtet 
ſind, das iſt, immer wieder einmal unſere Stimme zu erheben, damit man dieſe Ruhe 
nicht für Zuſtimmung oder für Einverſtändnis hält. Wir wünſchen und ver⸗ 
langen die Befeitigung des Kriegszuſtandes im Intereſſe der 
Wiederherſtellung des Nec 8 für das politiſche, ſoziale 
und kulturelle Leben unſerer Heimat, nicht nur im Intereſſe des Memel- 
gebietes, ſondern auch des geſamten Staates. 


Aufbauarbeit in der Bayeriſchen Oſtmark 


Während der tſchechiſche Staat das volksdeutſche Vorfeld in Böhmen zerſetzte und 
dem Deutſchtum Poſition um Poſition abzuringen verſuchte, ſtanden im Deutſchen Reich 
die Regierungen der Nachkriegszeit dem Grenzlandſchickſal der Bayeriſchen Oſtmark 
verſtändnislos gegenüber. Der Wirtſchaft der Bayeriſchen Oſtmark, die bereits vor dem 
Weltkrieg einesteils durch die Zuſammenballung wirtſchaftlicher Kraftzentren in Mittel⸗ 
und Weſtdeutſchland und anderenteils durch die kurzſichtige Verkehrspolitik des Staates, 
vom reichsdeutſchen Markt abgedrängt worden war, gingen mit den machtpolitiſchen 
Umwälzungen im Südoſten weitere Abſatzgebiete verloren. Am reichsdeutſchen Markt 
nicht beteiligt, wurde die Bayeriſche Oſtmark in eine Totwinkellage gedrängt. Sie trieb 
mit unheimlicher Geſchwindigkeit dem ſicheren Verfall entgegen, fo daß fich der tſchechiſche 
Nachbar ſchon den Zeitpunkt zu errechnen begann, zu dem die Staatsgrenze am Böhmer⸗ 
wald ſturmreif ſein würde. Daß man auf tſchechiſcher Seite mit wachem Auge die 
Vorgänge im bayerifchen Grenzraum verfolgte und nach Möglichkeit unterſtützte, daß 
man dort den böhmiſchen Grenzraum bis an die deutſche Reichsgrenze heran wehrpolitiſch 
ausbaute und daß man noch im Jahre 1927 von der Reichsregierung die Unterzeichnung 
eines Vertrages verlangte, durch welchen dem Deutſchen Reiche die Anlage von Wehr⸗ 
bauten ſüdlich der Donau und öſtlich der Linie Regensburg Weiden —Hof verboten 
wurde, — das mußte die Vermutung nahelegen, daß die Tſchecho⸗Slowakei ihre Abſichten 
auf den bayeriſchen Grenzraum, trotz aller gegenteiligen Beteuerungen, noch nicht auf⸗ 
gegeben hatte. 

Mit der Machtübernahme durch den Nationalſozialismus konnte unter die traurige 
Bilanz des Oſtmarkverfalls ein Schlußſtrich gezogen werden. Aus der klaren Erkenntnis 
heraus, daß nur ein lebenskräftiger Bevölkerungsgürtel in ausreichender Tiefe und Dichte 
die letzte und zugleich auch die ſicherſte Gewähr für eine erfolgreiche Grenzverteidigung 
bildet, wurden ſofort Maßnahmen in die Wege geleitet, die dazu dienten, den Kinder⸗ 
nachwuchs der Bayeriſchen Oſtmark ſicherzuſtellen und der Abwanderung merk 
voller Bevölkerungsteile entgegenzuwirken. Hatten doch gerade die am meiſten gefährdeten 
unmittelbaren Grenzgebiete während der 15 Nachkriegsjahre etwa ein Viertel der Be⸗ 
völkerung durch Abwanderung verloren. Zwar blieb die Bayeriſche Oſtmark, neben Teilen 
Oſtpreußens und Schleſiens, auch in der Nachkriegszeit eines der geburtenreichſten Gebiete 
des Reiches. Der hohen Geburtenziffer aber ſtand eine außerordentlich hohe Ziffer der 
Kinderſterblichkeit gegenüber, die zur Zeit der Machtübernahme 22 v. H. der 
Kinder im erſten Lebensjahr betrug. Damit lag die Kinderſterblichkeit des Grenzlandes 
um 7 v. H. höher als der rumäniſche Durchſchnitt des gleichen Jahres! Das hatte durch⸗ 
aus nichts mehr mit einem geſunden Ausleſeprozeß zu tun; vielmehr wurde hier bereits ein 
Teil des erbgeſunden Nachwuchſes angegriffen, der im übrigen Reiche erhalten 
werden konnte. 

Unter der Fülle der vordringlichen öffentlichen Arbeiten wurde vor allem die ver⸗ 
kehrspolitiſche Erſchließung in Angriff genommen, um das Grenzland wieder 
aus ſeiner Totwinkellage zu befreien und wieder in den Wirtſchaftskreislauf des Geſamt⸗ 
reiches einzufügen. In einem Sofortprogramm wurde neben der allgemeinen Ver⸗ 
beſſerung und Erneuerung unbrauchbarer Straßen, vor allem mit dem Bau der Reichs⸗ 
autobahnftreden Hof— Neumarkt und Neumarkt —Paſſau und der im engeren Grenz 
gebiet verlaufenden Oſtmarkſtraße Hof —Paſſau begonnen. Mit dem Fortſchreiten der 
Verkehrsbauten wurden auch für die Induſtrie und den Fremdenberkehr Ent- 
wicklungsbedingungen geſchaffen. Zugleich gelang es, dem kunſtfertigen Hand werk 
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Das tſchechiſche Volk hatte 20 Jahre lang Zeit, die inneren Verhältniſſe der Tſchecho⸗Slowakei 
zur Zufriedenheit aller innerhalb dieſes Staates wohnenden Völker zu geſtalten. Am Ende dieſer 
20 Jahre muß geſagt werden, daß ſeine Staatsmänner nach drei Seiten nicht erfüllt haben, was 
man von ihnen hätte erwarten müſſen: 1. Sie haben die freiwillig in den Denkſchriften an die 
Friedenskonferenz gegebenen Verſprechungen nicht gehalten; 2. fie haben ihre Verpflichtungen aus 
dem Vertrage von Saint Germain nicht gehalten, und 3. haben ſie ihre ſtaatlichen Verpflichtungen, 
die ſie in der Staatsverfaſſung eingegangen ſind, nicht gehalten. 

An die Stelle der Gleichheit aller Staatsangehörigen haben ſie die Ungleichheit aller Völker 
geſetzt: an die Stelle der bürgerlichen und politiſchen Gleichberechtigung haben fie die Minder- 
berechtigung der nichttſchechiſchen Völker geſetzt; an die Stelle der freien Entwicklung für alle 
Nationalitäten haben ſie die nationalpolitiſche und kulturelle Bedrückung der nichttſchechiſchen 
Völker geſetzt. 

Statt einer wahren Demokratie wurde die Diktatur der tſchechiſchen Minderheit, der Bürokratie 
und der Polizei errichtet; ſtatt einer zweiten Schweiz mit gleichberechtigten und zufriedenen Völkern 
wurde ein Staat geſchaffen, in dem ſich heute alle nichttſchechiſchen Völker mit Recht unfrei und 
unzufrieden, entrechtet und unterdrückt fühlen. 

Wenn es zu einer friedlichen Entwicklung im tſchecho⸗ ſlowakiſchen Staate kommen ſoll, dann 
ift nach der Uleberzeugung des Sudetendeutſchtums folgende Staats und Rechtsordnung zu ſchaffen: 


1. Herſtellung der völligen Gleichberechtigung der deutſchen Volksgruppe mit dem tſchechiſchen Volk: 


2. Anerkennung der ſudetendeutſchen Volksgruppe als Rechtsperſönlichkeit zur Wahrung dieſer 
gleichberechtigten Stellung im Staat: 


3. Feſtſtellung und Anerkennung des deutſchen Siedlungsgebietes: 


4. Aufbau einer deutſchen Gelbftverwaltung im deutſchen Siedlungsgebiet in allen Bereichen des 
öffentlichen Lebens, ſoweit es ſich um Intereſſen und Angelegenheiten der deutſchen Volks⸗ 
gruppe handelt: 


5. Schaffung geſetzlicher Schutzbeſtimmungen für jene Staats angehörigen, die außerhalb des 
geſchloſſenen Siedlungsgebietes ihres Volkstums leben; 


6. Beſeitigung des dem Sudetendeutſchtum ſeit dem Jahre 1918 zugefügten Unrechts und Wieder⸗ 
gutmachung der ihm durch dieſes Unrecht entſtandenen Schäden: 


7. Anerkennung und Durchführung des Grundſatzes: im deutſchen Gebiet deutſche öffentliche 
Angeſtellte; 


8. Volle Freiheit des Bekenntniſſes zum deutſchen Volkstum und zur deutſchen Weltanſchauung. 
Konrad Henlein (am 24. April 1938 in Karlsbad) 


der Bayeriſchen Oſtmark zu neuem Aufſchwung zu verhelfen. Die geſamtdeutſche Wirt⸗ 
ſchaftsbelebung wurde ihm durch eine großzügige Propaganda für Oſtmarkerzeugniſſe 
und durch eine Verbeſſerung der Abſatzmekhoden (Genoſſenſchaften) zunutze gemacht. 
Dabei fanden die ſtaatlichen Aae in der privaten Initiative und der großartigen 
Selbſthilfe der Bevölkerung ihre notwendige Ergänzung. Auch der Landwirtſchaft 
des Grenzgaues wurde geholfen. Durch eine großzügige Entſchuldungsaktion wurden die 
in Not geratenen landwirkſchaftlichen Betriebe wieder auf eine geſunde finanzielle 
Baſis geſtellt. 

Bert in den erſten drei Jahren nach der Machtergreifung wurde die Arbeits⸗ 
loſenziffer des Gaues von 105 000 auf 14 000 herabgedrückt. Die NSV. nahm ſich in 
großzügiger Weiſe der Notſtandsgebiete an. Es war ein entwürdigender Zuſtand, daß 

erade an der Grenze das kraſſeſte Wohnungselend herrſchte. Es kam vor, daß in zwei 
etten neun Kinder ſchlafen mußten, daß alte abgewrackte Eiſenbahnwagen der heran⸗ 
wachſenden Jugend als „Heimſtätten“ dienten, daß ſich in einem einzigen Naum das 
ganze Leben von 10 und mehr Menſchen abſpielte. Hier ſetzten die erſten durchgreifenden 
Maßnahmen der NSDAP. und des Staates ein. Auch bei dieſem Werk zeigte fich die 
Bevölkerung zur Selbſt⸗ und Gemeinſchaftshilfe bereit. Schadhafte Bauten, ſoweit ſich 
eine Inſtandſetzung verlohnte, wurden überholt, verbeſſert und nach modernſten Geſichts⸗ 
punkten wieder aufgebaut. In vielen Fällen aber gab es keine andere Möglichkeit, als 
die Elendsbaracken abzureißen und neue Siedlungen zu errichten. Trotz großer Schwierig⸗ 
keiten gelang es, in einer ganzen Reihe von Siedlungen bereits geſunde und vor allem 
auch für den Arbeiter wirtjchaftlih tragbare Wohnverhältniſſe zu ſchaffen. Ende 1937 
waren 5 500 Siedlerſtellen fertiggeſtellt. Bei dem monatlichen Durchſchnittslohn, der mit 
80 bis 120 RM. zur Zeit noch erheblich unter dem Reichsdurchſchnitt lag, durfte der 
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allgemeine Satz der Wohnungsmiete 18 bis 23 RM. nicht überſteigen. Dieſer Satz wurde 
beim Bau der neuen Siedlungshäuſer zugrundegelegt, wobei zu bemerken iſt, daß der 
Satz Verzinſung der Erſtellungsſumme und Tilgungsrate enthält; denn die Siedlerſtellen 
ſollen fpäter in den eigenen Befiß der Arbeiter übergehen. Der Architekt war alſo vor die 
ſchwierige Aufgabe geſtellt, ein Kleinhaus für etwa 4 000 bis 5 000 RM. zu erſtellen, das 
einer Familie geſunde Wohnbedingungen bietet und ihr außerdem durch Gartenbau und 
Kleintierhaltung ermöglicht, fih einen Teil des Lebensunkerhaltes ſelbſt zu beſchaffen. 
Dieſes ſchwierige Problem wurde zufriedenſtellend gelöſt. 

Die hohe Säuglingsſterblichkeit war nicht nur eine Folge der ſchlechten Wohnungs⸗ 
verhältniſſe allein. Fehler in der Säuglingspflege, falſche Ernährung uff., ſpielten gleiche 
falls eine große Rolle dabei. Auch hier wurde unter Einſatz erheblicher Mittel und 
unermüdlicher Aufklärungsarbeit Abhilfe geſchaffen. So wurden im Gau Bapyeriſche 
Oſtmark allein im Jahre 1936 z. B. rund 1 500 Lehrgänge des Reichsmütterdienſtes 
über Säuglingspflege und Geſundheitspflege abgehalten, an denen etwa 50 000 Frauen 
teilnahmen. Und es gelang durch Behebung der Arbeitsloſigkeit und Verbeſſerung der 
Lebensverhältniſſe, durch die energiſche Bekämpfung des Wohnungselends und einer ums 
faſſenden Mütterſchulung bereits innerhalb eines Zeitraumes von drei Jahren die Säug⸗ 
lingsſterblichkeitsziffer von 22 v. H. im Jahre 1933 auf 16 v. H. 
im Jahre 1936 herabzudrücken, was allerdings auch noch kein endgültig 
befriedigendes Ergebnis darſtellt. Daher wurde im Jahre 1937 durch den Bau von 
Gefundbeitshäufern in den verſchiedenen Grenzbezirken und durch den Einſatz der NS.⸗ 
Schweſternſchaft ein neuer Vorſtoß in dieſer Hinſicht unternommen. Die Verminderung 
der Kinderſterblichkeit hat eine Steigerung der Bevölkerungszahl zur Folge; daraus ergibt 
ſich die Forderung nach Neuſchaffung von Arbeitsplätzen, wenn nicht eine verſtärkte Ab⸗ 
wanderung und damit bevölkerungspolitiſche Schwächung der Grenzgebiete einſetzen ſoll. 
In der Landwirtſchaft kann nur noch ein verſchwindend geringer Prozentſatz der Bepölke⸗ 
rung neue Lebensmöglichkeiten finden. Die Hauptkraft der Bevölkerung muß in der 
Zukunft eher kleinen und mittleren Induſtrien, die in der Bayeriſchen Oſtmark angeſetzt 
werden könnten, zugeführt werden. Ein Teil der Rohſtoffe, die die Bayeriſche Oſtmark 
beſitzt und die bisher ausgeführt wurden, um in anderen Gegenden des Reiches oder des 
Auslandes verarbeitet zu werden, werden in Zukunft von der Oſtmarkwirtſchaft ſelbſt 
verarbeitet und die Grundlage einer bodenſtändigen Induſtrie bilden müſſen. Der Bier: 
jahresplan mit ſeiner Schaffung neuer Werkſtoffe, mit der Verbeſſerung und Erweite⸗ 
rung der Rohſtofförderung uff. hat der Wirtſchaft der Bayeriſchen Oſtmark neue 
Möglichkeiten eröffnet. S. 


Deutſches Schickſal in Polen 


5 700 deutſche Kinder in Wolhynien ohne deutſche Schule 

Das wohlhyniſche Deutſchtum, heute etwa 60 000 Seelen ſtark, war ſchon in der 
Siedlungszeit, alſo vor 60 und 80 Jahren, auf die Errichtung eines ſeinen Bedürfniſſen 
entſprechenden Schulweſens bedacht. Es entſtanden in den deutſchen Kolonien des Landes 
deutſche Privatſchulen, die ſogenannten Kantoratsſchulen, von denen es beim 
Inkrafttreten des neuen polniſchen Privatſchulgeſetzes vom 11. März 1932 etwa 8 0 gab. 
Den von dieſem Geſetz an die Schullehrer geſtellten höheren Anforderungen hinſichtlich der 
Vorbildung genügten die deutſchen Kantoren nicht mehr. Die wolhyniſchen Deutſchen 
brachten große Opfer, um die entlaſſenen Kantoren durch ſeminariſtiſch ausgebildete Lehr⸗ 
kräfte zu erſetzen. Es konnten ſchließlich 50 ſolche den Anforderungen des in 
genügende Lehrer in den deutſchen Kolonien der Wojewodſchaft eingeſetzt werden. Zu 
gleicher Zeit wurden die alten Schulgebäude in Ordnung gebracht 
bzw. neue Schulgebäude errichtet. Es ſchien alles in Ordnung zu fein. Aber 
die polniſchen Behörden, die offenſichtlich nicht mit dieſer aufopfernden und energiſchen 
Selbſthilfe der wolhyniſchen Deutſchen gerechnet, ſondern auf den Untergang des deutſchen 
Schulweſens in Wolhynien überhaupt gehofft hatten, begannen Schwierigkeiten zu 
machen, wobei ſie ſich zumeiſt der Vorſchrift bedienten, daß die Schulgebäude der Genehmi⸗ 
gung durch die Baubehörden bedürfen. Zunächſt wurden ſämtliche alten Schul— 
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gebäude für untauglich erflärt. Von den deutſchen Kolonien mußten alfo 
neue Baupläne den Baubehörden zur Genehmigung vorgelegt werden. Durchweg 
blieben dieſe Pläne bei den Behörden jahrelang unbeantwortet liegen. In 
letzter Zeit erhielten die Konzeſſionäre in einer ganzen Reihe von Fällen die von ihnen 
eingereichten Pläne unbeſtätigt zurück, und zwar mit der Begründung, daß nach 
Auffaſſung des Schulkuratoriums die von den deuffchen Kolonien beantragten Schulen 
nicht notwendig ſeien. In anderen Fällen, in denen die Gebäude bereits genehmigt worden 
waren, wurden die deutſchen Schulen unter anderen Vorwänden, etwa damit, daß das 
Unterrichtsniveau zu niedrig ſei, wieder geſchloſſen. So wurden im Jahre 1937 die 
deutſchen Privatſchulen in Gliniszeze und Zapuſt geſchloſſen. 
Von dem gleichen Schickſal find die Schulen in Neu-Podhajce, Jozefin und 
Ceſaryn (im Kirchſpiel Luck), in Neudorf (im Kirchſpiel Torczyn) und in Dom- 
browa und Wandalowa (im Kirchſpiel Wlodzimierz) bedroht; diefe Schulen haben 
bereits die Mitteilung von ihrer bevorſtehenden Schließung erhalten. In der gleichen 
Sorge befinden ſich einige andere Schulen. In einigen deutſchen Kolonien, ſo z. B. in 
Zopcza und Kamionka, ſtehen die neuen deutſchen Schulhäuſer feit Jahren unbe⸗ 
nutzt da, da die Behörden bald unter dieſem, bald unter jenem Vorwand ihre Benutzung 
verbieten. In Luck, wo es 190 deutſche Schulkinder gibt, haben die Behörden zunächſt 
die Errichtung eines neuen Schulgebäudes verlangt, dann aber die ihnen eingereichten 
Baupläne mit der Begründung unbeſtätigt zurückgehen laſſen, daß in Luck überhaupt 
keine deutſche Schule notwendig ſei! Das wolhyniſche Deutſchtum zählt 
etwa 7 500 Kinder im ſchulpflichtigen Alter; davon können in- 
folge der fortgeſetzten Schikanen der polniſchen Behörden nur 
1774 Kinder deutſche Privatſchulen beſuchen; das find weniger als 
25 v. H. Da es in Wolhynien Staatsſchulen mit deutſcher Unterrichts⸗ 
ſprache nicht gibt, find dort über 5 700 Kinder entweder zum Beſuch 
öffentlicher Schulen mit polniſcher oder mit gemif hf polniſch⸗ 
ukrainiſcher Unterrichtsſprache gezwungen, oder fie beſuchen nof- 
gedrungen überhaupt keine Schule, oder ſie befinden ſich z. T. ſchon ſeit langem im 
Schulſtreik. 


Staroſt befiehlt Entlaſſung deutſcher Arbeiter 


Der Staroſt des Seekreiſes hat einer Reihe von Großbetrieben feines Kreiſes 
die Anweiſung gegeben, die von ihnen beſchäftigten Arbeiter, die ihre 
Kinder in die deutſche Schule ſchicken, ſofort zu entlaſſen. Auf 
Grund dieſer behördlichen Anordnung hat u.a. die Zementfabrik in Neuſtadt (Pommes 
rellen) dem Werkmeiſter Kirſchling zum 30. April gekündigt, weil deſſen Kind die deutſche 
Privatfchule beſucht. Kirſchling hat den verantwortungsvollen Poſten in der genannten 
Fabrik 13 Jahre lang innegehabt. Einer Reihe weiterer deukſcher Arbeiter desſelben 
Betriebes iſt gleichfalls die eng angedroht worden, wenn fie nicht innerhalb von 
14 Tagen ihre Kinder zur polniſchen Schule ummelden. Dieſe Anordnung des Neuſtädter 
Staroſten deutet in Verbindung mit anderen Maßnahmen darauf hin, daß die berüchtigten 
Grazynſkiſchen Terrormaßnahmen, die auf dem gequälten Deutſchtum Oſtoberſchleſiens 
laſten, nunmehr auch gegen das Deutſchtum der anderen Landesteile Polens angewandt 
werden follen. So hat ſich die Zahl der zu Geld- und Gefängnisſtrafen verurteilten 
deutſchen Wanderlehrer in Pommerellen kurz vor Oſtern um einen weiteren Lehrer ver⸗ 
mehrt: Der Staroſt des Kreiſes Schwetz hat den Wanderlehrer Köhler, 
weil er angeblich den deutſchen Kindern in Jeſchowo „illegalen Deutſchunterricht“ erteilt 
hat, im Verwaltungswege zu 60 Zloty Geldſtrafe und zwei Monaten 
Gefängnis verurteilt. 


Deutſche Eltern zu Gefängnis verurteilt 

Ein anderes Beiſpiel: In Oſtoberſchleſien mehren ſich von Woche zu Woche die 
Fälle, in denen deutſche Eltern, die ſich weigern, ihre Kinder in die 
polniſche Schule zu ſchicken, gerichtlich beſtraft werden. So hat das 
Bezirksgericht in R yb nif am 24. April 47 deutſche Erziehungsberechtigte aus Rydultau 
zu Geld⸗ und Haftſtrafen verurteilt. Die Verurteilten gehören zu den Deutſchen, die im 
Mai 1937 ihre Kinder zunächſt zu der deutſchen Privatſchule in Annagrube und nach 
deren durch die Kündigung der Schulräume erzwungenen Schließung zu der deutſchen 
Privatſchule in Rybnik angemeldet hatten und, als die dortige Einſchulung ihrer Kinder 
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von den Behörden verhindert wurde, in den Schulſtreik getreten waren. Gegen die 
über ſie verhängten Verwaltungsſtrafen hatten ſie gerichtliche Entſcheidung beantragt. 
Vom Gericht wurden nun die Geldſtrafen durch Haftſtrafen verſchärft. 
Und zwar wurden elf der angeklagten Deutſchen, die weiter im Schulſtreik verharrten, zu 
je 10 Zloty Geldſtrafe und 6 Wochen Haft ohne Bewährungsfriſt verurteilt. In einem 
Falle lautete das Urteil auf 10 Zloty Geldſtrafe und 8 Wochen Haft. Gegen die übrigen 
Angeklagten, die ſich unter dem Druck der polniſchen Behörden ſchließlich bereit erklärten, 
die von ihnen geforderte polniſche Einſchulung ihrer Kinder vorzunehmen, wurden die über 
ſie im Verwalkungswege verhängten Geldſtrafen in Höhe von 36 bis 216 Zloty beſtätigt. 
Auch in Lublinitz wurde ein Deutf her verhaftet, weil er die ihm auferlegte 
Geldſtrafe nicht rechtzeitig entrichtet hatte. Die Strafe war ihm auferlegt worden, weil er 
es abgelehnt hatte, ſein zur deutſchen Schule angemeldetes Kind, das die polniſche 
Kommiſſion bei der Sprachprüfung hatte durchfallen laſſen, in die polniſche Schule zu 
ſchicken. Gegen Stellung einer Kaution in Höhe der fälligen Strafe wurde er am nächſten 
Tage wieder aus der Haft entlaſſen. 


„Wer deutſch ſpricht, dem muß man mit der Fauſt ins Geſicht ſchlagen“ 


In Rybnik hatten am 22. April einige polniſche Verbände zu einer Kundgebung 
aufgerufen, in der gegen die „ſchlechte Behandlung“ (2) der Polen im Deutſchen Reich 
profeſtiert werden ſollte. Die Kundgebung, die urſprünglich im Saale ſtattfinden ſollte, 
wurde, durch geſchloſſen aufmarſchierende Betriebsangehörige verſtärkt, auf den Ringplatz 
verlegt, wo ſich, durch ein Platzkonzert angelockt, größere Menſchenmaſſen eingefunden 
hatten. Es ſprach u. a. ein katholiſcher Geiſtlicher, Mgr. Mrowietz, der fih in 
Beſchimpfungen und Verdächtigungen des Deutſchen Reiches erging und wegen der angeb⸗ 
lichen Unterdrückung der polniſchen Volksſplitter in Deutſchland einen Rachefeldzug gegen 
das Deutſchtum in Polen verlangte; der Redner forderte die Schließung der deutſch⸗ 
polniſchen Grenze, die Entlaſſung aller deutſchen Arbeiter und Angeſtellten, die Schließung 
der deutſchen Schulen und Geſchäfte und die Auflöſung der deutſchen Organiſationen in 
Polen. Wer in Polen deutf dh ſpreche, meinte dieſer Prediger der polniſch⸗ 
chte gr Nächſtenliebe, dem müſſe man mit der Fauſt ins Geſicht 

agen. 
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Deutſche Verſammlungen werden verhindert 

Am 24. April fand in Friedrichshütte eine Veranſtaltung des Ver⸗ 
bandes deutſcher Katholiken ſtatt. Deutſchfeindliche Kreiſe hatten die Durch⸗ 
führung der Veranſtaltung dadurch zu verhindern verſucht, daß ſie am Tage zuvor in 
dem Saal, der zu dieſem Zwecke gemietet worden war, ſämtliche Fenſterſcheiben 
zerſchlugen, die Fenſterkreuze herausriſſen und die Lichtleitung zerſchnitten. — 
Während in dieſem Falle die Veranſtaltung trotz der Demolierung des Saales noch ſtatt⸗ 
finden konnte, mußte die auf den 27. April feſtgeſetzte Jahresverſammlung des 
Deutſchen Elternvereins Scharley⸗Piekar abgeſagt werden. Denn der 
Saal, der für dieſe Verſammlung zunächſt in Ausſicht genommen und auch zugeſagt 
worden war, wurde dem Verein mit dem Bemerken verweigert, daß „gewiſſe 
Stellen“ dies nicht wünſchten. 


Die neue Verfaſſung Litauens 


Am 15. März 1938 iſt im „Amtsblatt des Memelgebietes“ der Wortlaut der am 
12. Februar d. J. im „Regierungsanzeiger der Republik Litauen“ verkündeten neuen Ver⸗ 
faſſung veröffentlicht worden. Sie beginnt mit folgenden, für die offizielle Ideologie des 
litauiſchen Staates bezeichnenden Worten: „Das Litauiſche Volk, beſeelt von der großen 
Vergangenheit des alten Litauen, hat den Unabhängigen ſouveränen Litauiſchen Staat 
wiederhergeſtellt und ihn im Waffenkampf verteidigt, um, in Ausübung ſeines ewigen 
Rechtes, frei und unabhängig in den Ländern ſeiner Väter zu ſein, einmütigen Willens 
das zu wahren, was ihm ſeit Urzeiten eignet, die ehrenvollen Taten Litauens fortzuſetzen 
und durch die Bemühungen des gegenwärtigen und der kommenden Geſchlechter die Macht 
Litauens zu fördern. Geleitet von der Erfahrung des Litauiſchen Volkes, die ihm wurde 
durch ſein Alter und ſeine ſtaatliche Vergangenheit, ſeine Wiedergeburt und die Kämpfe 
um ſeine Unabhängigkeit, durch das Leben des wiedererſtandenen Litauen ſowie die 
Gründung des Nationalen Staates, wird für Litauen die nachſtehende Verfaſſung 
gegeben.“ 


Der Artikel 1 der Verfaſſung lautet: „Litauen iſt ein unabhängiger ſouveräner Staat. 
Seine Souveränität ſteht dent Volke 5625 Der litauiſche Staat ift eine Republik. An 
feiner Spitze ſteht der Präſident der Republik. Er leitet den Staat. (Art. 3). „Die 
Hauptſtadt Litauens ift Wilna. Sie kann durch ein Geſetz zeit- 
weilig verlegt werden.“ (Art. 6). Durch dieſen, auch ſchon in der alten Ver⸗ 
faffung vom 45. Mai 1928 enthaltenen Artikel, ift der litauiſche Anſpruch auf das Wilna- 
gebiet verfaſſungsmäßig verankert. Staafsfeierfage find der 16. Februar (als 
Gedenktag der Wiederherſtellung Litauens) und der 8. September (als Gedenktag der 
großen Vergangenheit des alten Litauen). (Art. 9.) 


Ausführlich werden die Fragen der Staatsangehörigkeit, die Rechte und Pflichten 
der Bürger, das Recht der Religionsübung, die Fragen der Familie und Mutterſchaft, 
der Erziehung und Bildung, der Arbeit, der Volkswirtſchaft ſowie der Geſundheit und 
des ſozialen Schutzes in der Verfaſſung behandelt. Es werden in den betreffenden Artikeln 
in reichlichem Maße die moraliſch-politiſchen Grundſätze verkündet, die die Grundlagen des 
litauiſchen Staates ſein ſollen. Im einzelnen verdienen nur wenige Artikel, die in bezug 
auf die nichtlitauiſchen Volksgruppen Litauens von Bedeutung fein können, hervor⸗ 
gehoben zu werden. Nach Art. 14 kann einem. Bürger des litauiſchen Staates die litauiſche 
Staatsangehörigkeit aberkannt werden, wenn er mindeſtens zwei Jahre 
lang nicht innerhalb des Staatsgebietes gewohnt und die Verbindung mit dem Leben 
Litauens aufgegeben hat oder auch wenn er ſich gegen die Sicherheit des Staates 
Hi Handlungen ſchuldig gemacht hat. Art. 18 verkündet, daß die Rechte eines 

ürgers wegen ſeiner Religion oder Nationalität nicht geſchmälert werden 
können. Nach Art. 24 kann das Recht der Freizügigkeit aus Gründen der Staats⸗ 
ſicherheit durch Geſetz beſchränkt werden. Gemäß Art. 39 haben einzelne Perſonen und 
Organiſationen ſowie die Kirchen und andere gleichartige religiöfe Organiſationen das 
Recht, gemäß den Bedingungen und der Ordnung, die das Geſetz vorſchreibt, 
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Erziebungsanflalten und Schulen zu unterhalten. Das Recht auf 
freie Wahl des Ortes und der Art der wirtſchaftlichen Betätigung der 
Staatsbürger kann nach Art. 52 aus Gründen der Staatsſicherheit durch Geſetz beſchränkt 
werden. Bemerkenswert iſt der Art. 127: „Einzelnen Gebieten Litauens kann das Recht 
der autonomen Verwaltung gewiſſer örtlicher Angelegenheiten verliehen werden. Das 
Recht der Autonomie wird verliehen, ſowie die Grenzen und Vorausſetzungen für die 
autonome Verwaltung örtlicher Angelegenheiten werden beſtimmt durch das Autonomie⸗ 
ſtatut des Gebietes, das als Geſetz gegeben wird“. Durch dieſen Artikel wird anſcheinend 
verſucht, die Fiktion aufrechtzuerhalten, daß die Autonomie des Memelgebietes auf einem 
freiwilligen Rechtsakt Litauens beruhe, eine Auffaſſung, die mit den Tatſachen in offen⸗ 
ſichtlichem Widerſpruch ſteht. 

Von den Rechten der nationalen Minderheiten, denen in der alten 
Verfaſſung vom 15. Mai 1928 ein eigener Abſchnitt gewidmet war, ift in der neuen 
Verfaſſung nicht mehr beſonders die Rede. Die betreffenden Artikel der 
alten Verfaſſung hatten folgenden Wortlaut: „Art. 7 4. Die nationalen Minderheiten, 
die einen beträchtlichen Teil aller Bürger ausmachen, haben das Recht, im Rahmen der 
Geſetze autonom ihre nationalen Kultur angelegenheiten, Volks⸗ 
bildung, Wohltätigkeit, gegenſeitige Hilfe, zu beſorgen und zur Leitung dieſer Ange⸗ 
legenheiten Repräſentationsorgane in der im Geſetz beſtimmten Ordnung zu wählen.“ 
„Art. 75. Die im Artikel 74 erwähnten nationalen Minderheiten ſind berechtigt, auf 
Grund beſtimmter Geſetze ihre Mitglieder mit Steuern für Zwecke der 
Kultur angelegenheiten zubelaſten, außerdem den entſprechenden Teil aller 
Summen, die für Bildungs⸗ und Wohlfahrtszwecke vom Staate oder den Selbſtverwal⸗ 
tungen zur Verfügung geſtellt werden, für ſich in Anſpruch zu nehmen, falls die Staats⸗ 
und e dieſe Bedürfniſſe nicht ſelbſt befriedigen.“ Gegen die Streichung 
diefer beiden Artikel der alten Verfaſſung, durch die den nationalen Minderheiten 
wenigſtens grundſätzlich das Recht der kulturellen Selbſtverwaltung eingeräumt worden 
war, hat der Deutſche Kulturverband in Litauen, als die berufene Ver? 
tretung der deutſchen Volksgruppe Großlitauens, Einſpruch erhoben“). Die Streichung 
dieſer Artikel liegt im Zuge der Bemühungen der Kauener Regierung, den Nationalitäten⸗ 
charakter des litauiſchen Staates zu Gunſten einer fiktiven Nationalſtaatsideologie 
zu verwiſchen. 

Der Präſident der Republik wird auf die Dauer von fieben Jahren gewählt 
(Art. 62). Er wird nicht unmittelbar vom Volke, ſondern von Volksvertretern 
gewählt. Näheres wird durch Geſetz beſtimmt (Art. 64). Der Präſident iſt nicht verant⸗ 
wortlich für Handlungen innerhalb ſeiner Machtbefugniſſe. Für andere Handlungen kann er 
während ſeiner Amtsperiode nicht zur Verantwortung gezogen werden (Art. 73). Er hat 
das Recht, den Seim aufzulöſen (Art. 81), ordentliche Geffionen des Seim auch vor 
Ablauf der Seſſionsdauer und außerordentliche Seſſionen auch vor Erledigung der an- 


oe ‚in Frage ſtehende Eingabe des Deutſchen Kulturverbandes an den Vorſitzenden der Seimkommiſſion 
zur Bearbeitung von Verfaſſungsfragen, den Abgeordneten A. Merkys, hatte folgenden Wortlaut: 

„Mit größter Beſorgnis ſtellt die deutſche Volksgruppe Litauens feſt, daß im Entwurf der neuen Berfellung 
die Rechte der nationalen Minderheiten nicht auen indb. Die entſprechenden Ss 74 und 75 der bisherigen 
Verfaſſung find fortgelaſſen worden und in keinerlei Weiſe nimmt die neue Verfaſſung auf die Fragen der 
völkiſchen Minderheiten sun, Die erwähnten Paragraphen gewährleiſten den nationalen Gruppen die Regelung 
ihrer nationalen und kulturellen Belange und die Bildung enkſprechender Organe zur Wahrung ihrer Intereſſen, 
ſowie einen gewiſſen Anteil an den entſprechenden Mitteln des Staates und der Selbſtverwaltungen. 

Durch den Fortfall dieſer Beſtimmungen ſind die Rechte der nationalen Minderheiten nunmehr nur ns 
durch die Minderheitendeklaration vom 12. Mai 1922 geſichert. Wenn dieſe Deklaration an und für ſich au 
den Verfaſſungsbeſtimmungen gleichwertig iſt, ſo iſt doch in der Zetface, daß die Rechte der Minderheiten nicht 
mehr in der erielhung ſelbſt verankert ſind, eine weſentliche Verſchlechterung der Lage der Minderheiten zu 
erblicken, und die Minderheiten könnten in viel ſtärkerem Maße der Willkür adminiſtrativer Stellen ausgeſetzt 
fein, Allein ſchon § 47 des Entwurfes beweist, daß durch die Bestiaffung genauerer Beſtimmungen über bie 
Rechte der Minderheiten, die Rechtslage erheblich unklarer und unſicherer wird. Die Nichtbeachtung der Minder⸗ 
heitenrechte ift um fo auffallender, als in der neuen Verfaſſung die religiöſen Minderheiten erwähnt werden, 
denen vielfach allein zahlenmäßig eine viel geringere Bedeutung zukommt. REE A 

Gerade bei dem wachſenden Verſtändnis für völkiſche Fragen und für die Rechte völkiſcher Gruppen, das in 
unſerem Heimatlande u. d. auch im verſtärkten Intereſſe für das Auslandlitauertum zum Ausdruck gelangt, würde 
die Nichtbeachtung der Minderheitenrechte einen unverſtändlichen Rüchſchritt bedeuten. R 

Wir bitten Sie daher, Herr Abgeorbneter, als Vorſttzender der cen gebenen zur Bearbeitung von Ver⸗ 
faſſungsfragen, vor der endgültigen Annahme der Verfaſſung auf unſere Bedenken und Beſorgniſſe die Jol t che 
nehmen und durch Aufnahme enkſprechender Artikel in die neue erfaſſung die kulturelle Arbeit und die völkiſche 
Eigenart der nationalen Minderheiten ficherzuftellen. 

Genehmigen Sie den Ausdruck unſerer vorzüglichen Hochachtung. 

Kauen, den 14. Februar 1938. 

Vytauto pr. 41. 
Im Namen der Deutſchen Volksgruppe Litauens der Deutſche Kulturverband. 
gez. Cerpinſky. 
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ſtehenden Sachen zu ſchließen (Art. 87/88), den Miniſterpräſidenten und auf deſſen Bor: 
ſchlag die Miniſter, ferner die Beamten, den Armeeführer und den die rechtmäßige Durch⸗ 
führung des Staatshaushaltsplanes beaufſichtigenden Staatskontrolleur zu ernennen und 
zu entlaffen (Art. 97/124/136/144), den Miniſterrat zu Sitzungen einzuberufen und in 
deſſen Sitzungen den Vorſitz zu führen (Art. 100), einen Prozeß gegen den Miniſter⸗ 
präſidenten oder gegen einen Miniſter oder auch gegen den Armeeführer wegen eines 
Dienſtvergehens einzuleiten (Art. 103/436), vom Seim beſchloſſene Geſetze, die ihm zur 
Beſtätigung und Verkündung vorgelegt werden, zur nochmaligen Beratung an den Seim 
urückzuverweiſen (Art. 108), wenn kein Seim vorhanden ift oder keine Seſſion ſtatt⸗ 
det, Ba zu erlaffen (Art. 140), den vom Seim angenommenen Haushaltsentwurf zu 
beſtätigen (Art. 145), bei nicht rechtzeitiger Erledigung durch den Seim oder bei Nicht— 
vorhandenſein eines Seim den Staaktshaushaltsentwurf oder Aenderungen daran auf 
Vorſchlag des Miniſterrates zu beſtätigen (Art. 146/117/149), durch gerichtliche Ent- 
ſcheidung auferlegte Strafen oder einen Teil davon zu erlaſſen oder ſie in eine mildere 
Strafe umzuwandeln (Art. 130), uff. Im Todes, Rücktritts⸗ oder Verhinderungsfalle 
vertritt der Miniſterpräſident den Präſidenten der Republik. In dieſem Falle wird fein 
eigenes Amt von ſeinem Stellvertreter geleitet (Art. 102). 

Im ganzen hat die neue Verfaſſung die Stellung des Präſidenten 
geſtärkt. Dagegen hat die Volksvertretung, der Seim, der im ſtaatlichen Leben 
Litauens ohnehin ſchon ſeit Jahren nur noch ein Scheindaſein führt, in mancher Hinſicht 
eine Minderung feiner Rechte erfahren. Der Seim wird auf die Dauer 
von fünf Jahren gewählt (Art. 75). Die Kandidaten zum Seim werden in allgemeiner, 
direkter, gleicher und geheimer Abſtimmung gewählt. Die Wahlen erfolgen nach dem 
Verhältnisſyſtem (Art. 77). Zur Teilnahme an der Wahl ift jeder Stimmberechtigte 
verpflichtet (Art. 78). Alles Nähere wird durch Geſetz beſtimmt. Die Tendenz geht 
dahin, daß nur ſolche Kandidaten zur Wahl zugelaſſen werden, die 
der Regierung genehm ſind. Die Verfaſſungsbeſtimmungen über den Seim 
bewegen ſich in dem allgemein üblichen Rahmen, der von den Machthabern des Staates 
beliebig gedehnt werden kann. Dasſelbe gilt bezüglich der Stellung des Miniſterrates. 
Die praktiſch nicht mehr vorhandene parlamentariſche Ver⸗ 
antwortlichkeit der Regierung ift in den Artikeln 124/122 formell erhalten 
geblieben. Wenn eine im Seim eingebrachte Interpellation nach der Meinung von 
mindeſtens drei Fünfteln der Mitglieder des Seim vom Miniſterpräſidenten bzw. von 
einem Miniſter unbefriedigend beantwortet wird, wird entweder der Miniſterpräſident bzw. 
der betreffende Miniſter entlaſſen oder der Seim aufgelöſt. Neben dem Miniſterrat ſieht 
die Verfaſſung noch einen Staatsrat und einen beim Staatspräſidenten beſtehenden 
Staatsverteidigungsrat vor, deren Zuſammenſetzung und Zuſtändigkeit durch 
Geſetz beſtimmt werden (Art. 104/137). In der neuen Verfaſſung ſind die Formen einer 
parlamentariſchen Demokratie im allgemeinen beibehalten worden. Praktiſch iſt es aller⸗ 
dings ſo, daß der maßgebende Faktor im Staate nicht mehr das Parlament, ſondern der 
Staatspräſident iſt und daß das Parlament aufgehört hat, das unmittelbare Spiegelbild 
der politiſchen Kräfte der Bevölkerung zu ſein. 


Oſtland⸗Chronil 


Stand und Neubauten der polniſchen 
Handelsflotte 


Nach den Feſtſtellungen der polniſchen 
Preſſe hat die b e Handels⸗ 
flotte zu Beginn dieſes Jahre 9 7 Čin: 
heiten mit zuſammen 98 686 BRT und 
55 725 NRT umfaßt. Der geſamte Schiffs: 
beſtand einſchließlich der Fiſcherei⸗ und der 
Küſtenfahrzeuge hat ſich auf 103 914 BRT 
und 38 761 RRT belaufen. Ueber das 
Alter der polniſchen Handelsflotte gibt 
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folgende Ueberſicht Auskunft: 31 Fahrzeuge 
mit 20437 BRT im Alter von 10 bis 
20 Jahren, 24 Fahrzeuge mit 27 116 BRT 
im Alter von 20 bis 30 Jahren und 16 
Fahrzeuge mit 1 280 BRT im Alter von 
mehr als 30 Jahren. Ihrer Beſtimmung 
nach feßt fih die polniſche Handelsflotte 
aus folgenden Schiffsgruppen zu⸗ 
ſammen: 36 Fahrgaſt⸗ und Fahrgaſt⸗ Fracht. 
dampfer mit 90 139 BRT, A Gegel- und 
Motorfegelfchiffe mit 1569 BRT, 12 Geez 


leichter mit 1 533 BRT, 14 Schlepper und 
Haſenfahrzeuge mit 1047 BT bzw. 
838 BRT, 7 Fahrzeuge für den öffentlichen 
Dienſt mit 2 333 BRT und 21 Fiſcherei⸗ 
fahrzeuge über 20 BRT mit zuſammen 
1262 BRT. Im Bau befindenſich 
zur Zeit 13 Schiffe mit zuſammen 
39 600 BRT. Darunter befinden ſich zwei 
für die Gdingen— Amerika⸗Linie beſtimmte 
Motorſchiffe für den Paffagier- und 
Frachtverkehr, von denen das eine (mit 
14 500 BRT) in England und das andere 
(mit 141800 BRT) in Dänemark gebaut 
wird. Zwei andere, je 4660 BRT große 
Schiffe find auf der Danziger Werft in 
Auftrag gegeben worden; ſie ſind für den 
Baumwolltransportf und für die Bedienung 
der Linien nach den Häfen des Mexpikani⸗ 
ſchen Golfes beſtimmt. Auf einer finniſchen 
Werft befinden ſich für die Polniſche 
Schiffahrtsgeſellſchaft (Zegluga Polſka) 
zwei Motorſchiffe mit je 1000 BRT im 
Bau. Für die Polniſch⸗Britiſche Schiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaft wird in England ein 
Holztransportſchiff mit 1600 BRT gebaut. 
Gleichfalls in England befindet ſich ein von 
der Polniſch⸗Skandinaviſchen Transport⸗ 
geſellſchaft in Auftrag gegebener Kohlen⸗ 
frachter von 2 800 BRT im Bau. Fünf 
Moforlogger mit zuſammen 4250 BRT 
hat das polniſche Handelsminiſterium bei 
einer reichsdeutſchen Werft (Joſ. L. Meyer 
in Papenburg a. Ems) in Auftrag gegeben 
Die Firma „Polmin“ läßt auf der Dan⸗ 
ziger Werft ein Kohlenbunkerſchiff von 
350 BRT bauen. 


Der Neid der Beſitzloſen 


In Anbetracht der weitgehenden Zer⸗ 
fahrenheit der innerpolitiſchen Verhältniſſe 
Polens iſt es nicht weiter erſtaunlich, wenn 
die polniſche Preſſe das Ergebnis der 
Reichstagswahl vom 10. April 
herabzumindern und das Bekenntnis des 
deutſchen Volkes zum Führer als eine durch 
moraliſchen und phyſiſchen Terror verur⸗ 
ſachte Fälſchung hinzuſtellen verſucht. Das 
Bemerkenswerte dabei iſt, daß ſolche ge⸗ 
häſſigen Kommentare nicht nur und nicht 
einmal in erſter Linie von der Oppoſitions⸗ 
preſſe, ſondern in beſonders kraſſer Form 
von der Regierungspreſſe gebracht worden 
ſind. So hat es im „Kurjer Po⸗ 
ranny” z. B. geheißen, es habe in Oeſter⸗ 
reich Menſchen gegeben, die mit „Ja“ ge⸗ 
ſtimmt hätten, weil ſie „unter einem nicht 
nur moraliſchen Druck“ geſtanden hätten. 
Und in der „Gazeta Polſka“, die nicht nur 
das Organ des „Lagers der nationalen 
Einigung“ iſt, ſondern auch dem polniſchen 


Außenminiſter ſehr nahe ſteht, hat Smo⸗ 
gorzewſki u. a. geſchrieben: „Der gegenüber 
dem Syſtem negativ eingeſtellte Bürger, 
der mit ‚Nein‘ zu ſtimmen wünſcht, fegt fein 
Kreuz in den „Ja -Kreis, weil er befürchtet, 
ſie könnten es doch erfahren und ihm das 
Leben erſchweren .. Wieviele gibt es 
davon unter hundert Abſtimmenden? Es 
mögen dreißig, es mögen vierzig ſein ...“ 


Zerſtörung eines deutſchen Friedhofs 


In Neu⸗Beelitz, einem Vorort 
Brombergs, gibt es einen deutſchen 
evangeliſchen Friedhof, der einen 
traurigen Anblick bietet. Bereits vor einer 
ganzen Reihe von Jahren wurden der den 
Friedhof umgebende Bretter zaun und 
der als Leichenhalle dienende Holzbau 
abgetragen und geſtohlen. Von den 
etwa 100 Grabplatten, die es 
früher dort gab, iſt nur noch eine vor⸗ 
handen. Die anderen wurden im Laufe der 
Jahre zerſchlagen oder geſtohlen. 
An einem Familiengrab wurde auch die 
Umzäunung gerftört. Verſchiedene Gand- 
ſteinſockel wurden beſchädigt. Ein ſchwerer 
Granitblock, den die Täter offenbar nicht 
fortſchaffen konnten, wurde umgeſtürzt. 
Von einigen Gräbern haben die Familien⸗ 
angehörigen ſelber die Platten entfernt und 
nach Hauſe genommen, um ſie vor der ſinn⸗ 
loſen Zerſtörungswut der polniſchen Patri⸗ 
ofen und Diebe zu bewahren. Von der 
Stadt Bromberg, deren Patronat der 
Friedhof unterſteht, wurde bisher nichts 
unternommen, um die Ruhe und Würde 
dieſes deutſchen Begräbnisplatzes zu ſichern. 


Deutſche Kunſtausſtellung in Kattowitz 


In Kattowitz wurde am 25. April 
eine Ausſtellung der dortigen deutſchen 
Künſtlergruppe durch den Leiter des Deut- 
ſchen Kulturbundes, Dr. Sornik, eröffnet. 
Die 18 Maler, Zeichner und 
Graphiker, die an der Ausſtellung be⸗ 
teiligt find, legen mit ihren Werken Zeugnis 
von den kulkurellen Leiſtungen und 
Fähigkeiten der deutſchen Volks⸗ 
gruppe in Polen ab. Eugen Kö pp⸗ 
ler (Kongreßpolen), Aenne Schulze⸗ 
Koeper (Pommerellen), Friedrich Ku⸗ 
nitzer (Kongreßpolen) und Hans Buſch 
(Poſen), ferner aus dem Teſchener 
Schleſien und aus Oſtoberſchleſten Prof. 
Viktor Strauß, Rudolf Kober, Hans 
Konheisner, Hellmut Türk, Grete 
Herzig-Wojnar, Vincenz Oezko, 
Kurt Polent, Hertha Strzygowſki 
und Walter Gebauer haben für die 
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Ausſtellung Gemälde und Aquarelle zur 
Verfügung geſtellt. Holzſchnitte zeigt neben 
Konheisner auch R. Jaretzky (Pofen). 
Radierungen hat der Graphiker Zabel 
(Dftoberfchlefien) ausgeſtellt, Johann © e =- 
retta ( ſtoberſchleſien) ift mit Holz- 
plaſtiken vertreten, Willy Heier mit einer 
Karikaturenfolge. Die Stoff⸗ und Porzellan⸗ 
malerei iſt durch Hanne Noglinſki und 
Kurt Polent vertreten. 


Deutſches Schulweſen in Lettland 


Der zahlenmäßige Rückgang des lettländi⸗ 
ſchen Deutſchtums und ſein ungünſtiger 
Altersaufbau kommen auch in einem Rück⸗ 
gang der Zahl der deutſchen 
Schüler Lettlands zum Ausdruck, 
wie ſich aus folgender Aufſtellung ergibt. 
Die Zahl der deutſchen Schüler betrug: 
Clvland und 


Jahr Lettland Riga Kurland Semganen 
1934 8699 5758 2408 533 
1935 8548 5716 2297 535 
1936 8176 5325 2307 544 
1937 7878 5074 2254 550 


Im Laufe von vier Jahren ging die 
Zahl der deutſchen Schüler alſo um ins⸗ 
geſamt etwa 10 v. H. zurück. Der Rück⸗ 
gang war am ſtärkſten in den 
Städten, vor allem in Riga. Gleich⸗ 
wohl entfallen auf Riga, wo auch zahl⸗ 
reiche deutſche Kinder vom Lande zur Schule 
gehen, faſt zwei Drittel aller deutſchen 
Schüler Lettlands. Die im laufenden Schul⸗ 
jahr vorhandenen 7 878 deutſchen Schüler 
ſind in 82 deutſchen Lehranſtalten 
untergebracht. Hiervon ſind 16 Kinder⸗ 
gärten mit 408 Kindern, 54 Grund: 
ſchulen mit 5 745 Schülern, 5 Fach⸗ 
und Fortbildungsſchulen mit 574 
Lernenden und 7 Gymnaſien mit 1481 
Schülern. Die deutſchen Schulkinder ver⸗ 
teilen ſich im laufenden Schuljahr auf die 
einzelnen Schultypen und Landesteile wie 
folgt (in Klammern die Zahl der Klaſſen): 


| Riga nend E 


Schullhp Semgallen 


Kindergarten 370 (20| 32 s| — {>} 
Grundfhuten . 3233 (123.|1932 (92)| 550 (23) 
Fach⸗ und Forte 

bildungsſchuen. . | 312 (16) — (I — e 
Höhere Fayfhulen . 62 Q — I — OD) 
Gymnasien.. . f 897 (30 [ 284 (15) — I) 
Livland und Semgallen haben alfo aus- 
ſchließlich deutſche Grundſchulen. Fach⸗ und 
Fortbildungsſchulen ſind lediglich in Riga 
vorhanden. 

Bemerkenswert und bezeichnend für den 
biologiſchen und beruflichen Aufbau des lett⸗ 
ländiſchen Deutſchums ift der auf: 
fallend ſtarke Anteil der Måde 
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chen an der Geſamtſchülerzahl. 
Von den 7878 deutſchen Schülern ſind 
faft genau die Hälfte (nämlich 
3938) Mädchen. Dasſelbe ift bei den 
Kindergärten und den Grundſchulen der 
Fall, die von 205 bzw. 2859 Mädchen 
beſucht werden. In den Fach- und Fort⸗ 
bildungsſchulen überwiegend mit 303 gegen 
271 die Perſonen männlichen Geſchlechts. 
Dagegen werden die deutſchen Gym: 
nafien von mehr Mädchen (603) 
als Knaben (578) beſucht. 

Wie die Zahl der deutſchen Schüler, fo 
ging auch die Zahl der deutſchen 

ehrkräfte zurück. 1934 gab es 521 
deutfche Lehrkräfte, davon in Riga 359, in 
Kurland 144, in Livland und Semgallen 28. 
Bis 1937, alſo bis zum laufenden Schul⸗ 
jahr, ſank dieſe Zahl auf 468, davon in 
Riga 298, in Kurland 144, in Livland und 
Semgallen 26. Von dieſem Rüdganı 
wurde demnach fa ſt ausſchlleßlich 
Riga betroffen. Von den zur Zeit 
vorhandenen Lehrkräften ſind nur 189 
Lehrer, dagegen 279 Lehrerinnen. 

Was die Unterhaltskoſten für 
das deutſche Schulweſen Lettlands anlangt, 
ſo werden unterhalten vom Staat: 
2 Gymnaſien, von der Kommune: 
1 Gymnaſtum und 19 Grundſchulen, von 
der Kommune und dem deuf: 
ſchen Elternverband gemeinſam: 
15 Grundſchulen, von privaten deuf 
ſchen Organiſationen: 8 Kinder⸗ 
gärten, 20 Grundſchulen, 3 Gymnaſien und 
ſämtliche Fach⸗ und Fortbildungsſchulen, 
von Privafperfonen: 8 Kinder⸗ 
gärten und 1 Gymnaſium. Die Geſamt⸗ 
koſten für den Unterhalt des deutſchen. 
Schulweſens Lettlands beliefen ſich im 
Schuljahr 1936/37 auf etwa 1,66 Mill. 
Lat. Hiervon wurde etwa die Hälfte vom 
Staat und der Kommune, der andere Teil 
von der deutſchen Volksgruppe 
ſelbſt aufgebracht. - 


Wieder eine zerplatzte Legende 


Die Spitze des Danziger Raf- 
hausturmes ift feit 1561 von einer 
eigentümlichen Wetter fahne gekrönt. 
Dieſe ſtellt einen barfüßigen Mann dar, 
der eine Krone auf dem Haupt trägt und 
in der Hand eine mit dem Danziger Stadt⸗ 
wappen geſchmückte und in einem Segel⸗ 
ſchiff endende Windfahne hält. Diefer Ge⸗ 
ſtalt hat ſich die polniſche Legendenbildung 
bemächtigt; ſie verehrt in dieſem barfüßigen 
Kronen: und Fahnenträger den König 
Sigismund Aug uſt von Polen, 


wobei fie ſich auf das Zeugnis des weiland 
Kgl. Profeſſor Johann Karl Schultz 
beruft, der in ſeinem 1872 erſchienenen 
Buche „Danzig und ſeine Bauwerke in 
maleriſchen Originalradierungen“ zum 
erſten Mal auf den Gedanken gekommen 
iſt, die Danziger Wetterfahne mit einem 
König von Polen zu identifizieren. Als die 
polniſche Propaganda nach dem Kriege 
nach „hiſtoriſchen Zeugniſſen“ für die an⸗ 
gebliche Zugehörigkeit Danzigs zu Polen 
ſuchte, hat ſie ſich auch dieſes Einfalls des 
deutſchen Profeſſors wieder erinnert, und 
wie zahlreiche andere polniſche Schriftſteller 
hat ſich auch Jan Kilarſki in ſeiner 
1937 erſchienenen deutſchfeindlichen Propa⸗ 
andaſchrift „Gdanſk“ noch der Wetter⸗ 
abne des Danziger Rathausturmes be- 
dient, um fo. etwas wie einen hiftorifchen 
Herrſchaftsanſpruch Polens über die Freie 
Stadt Danzig zu beweiſen: „Auf der nadel⸗ 
gleichen Spitze im vom Meer und den 
weiten Weichſelländern kommenden Wind 
wendet ſich wachſam nach allen Seiten die 
fürſorgliche, vergoldete Herrſchergeſtalt des 
Sigismund Auguft ...* Und am 
13. März d. J. hat ſich der „Kurjer Poz⸗ 
nanſki“ in großer Aufmachung heftig dar⸗ 
über entrüftet, daß man die Wetter fahnenfigur 
deutſcherſeits nicht als einen König von 
Polen, ſondern ganz einfach als „Güldener 
Kerl“ anſpricht: „Dieſes güldene, ſtark ver⸗ 
oldete Denkmal ſtellten die Danziger in der 
Bergangenbeif dem polnifchen Könige direkt 
auf der Spitze des Rathauſes auf. Ob die 
Herren Forſter und Greiſer es fertigbringen, 
dieſe Dokumente der Zuſammengehörigkeit 
Danzigs und Polens zu vernichten? Sie 
können ſie vernichten und Barbarentum zur 
Schau tragen, aber ſie werden die geo⸗ 
politiſche Wirklichkeit nicht ändern.“ Zu 
dieſer tragikomiſchen Legendengläubigkeit 
polniſcher Schriftſteller und Zeitungs⸗ 
ſchreiber hat Dr. Kurt Lück im „Deut⸗ 
ſchen Preſſedienſt aus Polen“ folgendes be⸗ 
merkt: „Es iſt zu begrüßen, daß ein be⸗ 
kannter polniſcher Kunſthiſtoriker, Dr. 
Alfred Broſig, im „Kurjer Literacko⸗ 
Naukowy (1938, Nr. 14, Beilage des 
„Iluſtrowany Kuryer Codzienny“) dieſer 
Legende den Garaus gemacht 
hat. Von dem Aeußeren der Figur und dem 
Inhalt der Inſchrift ausgehend, ſtellt er 
überzeugend feſt, daß die Annahme von 
Schultz, es handle ſich um den polniſchen 
König, ein geradezu fataler und 
lächerlicher Unfinn ift. „Stat Rector 
dextraque tenet cedentia signa ventis ..“ 
(„Es ſteht der Leiter und hält in der 
Nechten die den Winden nachgehende 


Sahne .. .), fo heißt es an einer Stelle. 
Wer dächte da nicht ſofort ùn Neptun, den 
„rector maris“ (den Herrn des Meeres), 
an Phoebus, den „lucis rector“ (den 
Herrn des Lichtes), und ſchließlich an den 
hier nur in Frage kommenden Aeolus, den 
„rector ventorum“ (den Herrn der Winde)! 
Um ſo mehr als ja zu Füßen des Rathaus⸗ 
turmes in ſinnvollem Wechſelſpiel auch dem 
Herrſcher der Meereswellen ein Denkmal, 
und zwar der Neptunsbrunnen, errichtet 
worden iſt. Es ſteht nunmehr nach Broſigs 
ſcharfſinnigen und wirklich wiſſenſchaft⸗ 
lichen Ausführungen feſt, daß über Danzig 
nicht König Sigismund Auguſt, 
ſondern Aeolus, der König der 
Winde, thront. Und daran gibt es nichts 
mehr zu rütteln.“ i 


Danziger Reife- und Verkehrsbüro 


Der Landesfremdenverkehrs⸗ 
verband Danzig hat mit Unter- 
ſtützung des Senats der Freien Stadt in 
Berlin, Unter den Linden 47, 
(Ruf: 1144 48) ein Danziger Reife- 
und Verkehrsbüro eröffnet. Das 
Reiſebüro iſt hervorgegangen aus der 
Danziger Verkehrszentrale, die bereits ſeit 
fünf Jahren Werbearbeit für Danzig und 
den deutſchen Oſten betrieb. Das Reiſebüro 
hat die Vertretung des Mitteleuropäiſchen 
Reiſebüros, der Deutſchen Lufthanſa, der 
Mitropa und des Seedienſtes Oſtpreußen, 
ferner der Oldenburg⸗Portugieſiſchen Dampf- 
ſchiffahrts⸗Reederei Hamburg für Reiſen 
nach Portugal, Spanien, Marokko und den 
Kanariſchen Inſeln übernommen. Der Ver⸗ 
kauf von Eiſenbahnfahrkarten, Bettkarten, 
Platzkarten, Schiffskarten und Luftfahr⸗ 
karten erfolgt zu amtlichen Preiſen. Es werden 
außerdem beſorgt: Reiſekreditbriefe und 
Bankakkreditive, Reiſeſchecks und Hotelgut⸗ 
ſcheine für Danzig, Karten für die Wald⸗ 
oper in Zoppot, Spielmarken für das 
Zoppoter Kaſino ſowie Paßviſa für Polen. 
Auskünfte über Reiſen nach Danzig und 
den deutſchen Oſten werden koſtenlos erteilt. 


Deutſche Buchdruckerkunſt in Polen 


Vor 360 Jahren, alſo im Jahre 1578, 
wurde in Warſchau das erſte pol: 
niſche Buch gedruckt. Es war das 
Drama von Jan Kochanowſki „Die Ab- 
fertigung der griechiſchen Geſandten“. Sein 
Drucker war ein Deutſcher, Nikolaus 
Scharfenberg, ein Sohn des be⸗ 
rühmten Krakauer Druckers und Buch⸗ 
händlers Markus Scharfenberg, der zu Be⸗ 
ginn des 16. Jahrhunderts zuſammen mit 
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drei Namensweftern nach Polen einge- 
wandert war. Markus Scharfenberg 
arbeitete ſich zu dem größten Buchhändler, 
Verleger und Buchdrucker des polniſchen 
Staates empor. „Es gab keine 
Familie in Polen“, ſchreibt der pol⸗ 
niſche Geſchichtsforſcher Ptasnik, „die in 
der Geſchichte der Druckkunſt 
und des Buchhandels eine der⸗ 
artige Rolle geſpielt hätte wie 
die Scharfenbergs. Ihre Wirkſam⸗ 
keit beſchränkte ſich nicht nur auf Krakau 
oder etwa das damalige Polen, ſondern 
dehnte fich auch auf Schleſten aus.“ „Ohne 
ſie“, ſo bemerkt Dr. Kurt Lück in ſeinem 
grundlegenden Werk über „Die deutſchen 
Aufbaukräfte in der Entwicklung Polens“ 
u. a., „iſt die Entwicklung der 
Geiſteskultur im damaligen 
Polen einfach undenkbar“. Niko 
laus Scharfenberg druckte bereits ſeit 1570 
in Krakau die Statuten und Kronprivi⸗ 
legien Herburts und die von 1550 bis 1569 
vom polniſchen Sejm beſchloſſenen Konſti⸗ 
tutionen und Privilegien. Er wurde dafür 
von König Sigismund II. zum Typo 


graphen der Königlichen Kanzlei ernannt; 
der König befreite ihn von der ſtädtiſchen 
Gerichtsbarkeit und gab ihm für 15 Jahre 
das Druckmonopol für die Statuten des 
Königreichs. Als Hofdrucker unterhielt 
Scharfenberg eine Wanderdruckerei in der 
Königlichen Kanzlei, die für den König 
eilige Druckſachen, z. B. Manifeſte oder 
Broſchüren gegen Iwan den Schrecklichen, 
an Ort und Stelle anzufertigen hatte. 
Nicht nur Warſchau, ſondern auch Lemberg 
verdankte dieſem Deutſchen den erſten Druck 
eines polniſchen Buches. Ungefähr 
hundert Jahre ſpielte dieſes 
deutſche Geſchlecht im Buch⸗ 
handel und Verlagsweſen, in 
der Buchdruckerei und der 
Papierer zeugung Polens eine 
führende Role. Den 360. Jahrestag 
des Erſcheinens des erſten in Warſchau 
gedruckten polniſchen Buches hat die War⸗ 
ſchauer Bibliophile Geſellſchaft jetzt dadurch 
geehrt, daß ſie mit der Herausgabe einer 
eigenen Zeitſchrift, „Mieſtecznik Graficzny“, 


begonnen hat, womit alfo ein Deutſcher 


geehrt wird. 


Bücher über den Oſten 


Sinnbild und Brauchtum. Volkskunſt in 
einem deutſchen Gau. Von Ernft Otto 
Thiele. Ludwig Voggenreiter Verlag, Pots- 
dam 1937. 79 Seiten Text mit 2 Karten und 
76 Bildtafeln mit 157 Bildern. Preis 3,80 RIM. 
— Das vorliegende Buch des Leiters der Lan⸗ 
desſtelle Kurmark für Volksforſchung iſt das 
Ergebnis einer langwierigen Sammlungs⸗ und 
Sichtungsarbeit in den volkskundlich bedeut⸗ 
ſamen Beſtänden der kurmärkiſchen Muſeen. 
Das vorhandene Material, Holzſchnitzereien, 
Metallarbeiten, Backformen, Hausſchmuck, 
Wockenaufſätze, Kacheln und Truhen und vieles 
andere mehr, wird unterſucht und auf Bedeutung 
und Sinn der Zeichen und Bilder, mit denen ſie 
verſehen ſind, der Hakenkreuze, Spiralen, Acht⸗ 
oder Wirbelſterne, Rauten, Vögel, Hirſche, 
Reiter uſw., geprüft. Die im Brauchtum, im 
Volksglauben begründeten Zuſammenhänge 
dieſer Zeichen und der Art und des Ortes ihrer 
Anbringung werden geklärt. Es ergeben ſich 
dabei aufſchlußreiche Beziehungen zu anderen 
deutſchen Gauen, die die ausſchließlich ger⸗ 
maniſch⸗deutſche Wurzel des kurmärkiſchen 
Brauchtums und der kurmärkiſchen Sirmbilder 
beweiſen. Die ausgezeichneten Kupfertiefdrucke 
geben eine gute bildliche Darſtellung des vor⸗ 
handenen Materials. Dr. K. 

Von Land und Kultur. Beiträge zur Ge⸗ 
ſchichte des mitteldeutſchen Oſtens. Heraus⸗ 
gegeben von Werner Emmerich. Biblio- 
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graphiſches Inſtitut AG., Leipzig 1937. 254 
Seiten. — Dieſe vielſeitige Sammlung 
von Beiträgen zur Geſchichte des mittel 
deutſchen Oſtens ſind dem Altmeiſter der 
ſächſiſchen Landesgeſchichte, Rudolf Kötzſchke, 
zum 70. Geburtstag von ſeinen Schülern ge⸗ 
widmet. Nach einer Zuſammenſtellung der 


Arbeiten Kötzſchkes, die Herbert Helbig. 


beſorgt hat, ſpricht Kurt Tackenberg 
über einige ſiedlungsgeſchichtliche Einzelfragen 
der ſächſiſchen Vorzeit. Helbig beleuchtet die 
Völker⸗ und Kulturſtrömungen in der Ober⸗ 
lauſitz in vorgeſchichtlicher und frühdeutſcher 
Zeit, wobei er zu dem Ergebnis gelangt, daß 
die zwiſchen der vorgeſchichtlichen, zuletzt ger⸗ 
maniſchen Zeit und der Wiedereindeutſchung 
liegende Epoche der flamifchen Beſiedlung nur 
einen Akt von minderer hiſtoriſcher Bedeutung 
darſtellt. Einen wertvollen Beitrag zur ſäch⸗ 
ſiſchen Burgwallforſchung, der durch eine Reihe 
aufſchlußreicher Karten ergänzt iſt, liefert 
Werner Radig, während Walter 
Schleſinger die Bedeutung der Burgen des 
mitteldeutſchen Oſtens im Zuge der deutſchen 
Oſtausdehnung betrachtet. Leber die Gaupen- 
verfaſſung im Amte Meißen ſchreibt Jo⸗ 
hannes e ee be 
ri widmet der Beſtedlungsgeſchichte des 
Fichelg ges einen Beitrag. Die Mittler: 
rolle Mitteldeutſchlands bei der Wiederein⸗ 
deutſchung des Oſtens ſtellt Wolfgang 


; 
; 
: 
; 
3 
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Ebert heraus. Einzelfragen aus der ſpäteren 
ſaͤchſiſchen Landesgeſchichte find die Arbeiten von 
Hermann Heimpel über die Vorge⸗ 
dichte des Königtums Ruprechts von der 
falz, von Hellmut Kretzſchmar über 
die Anfänge des Geheimen Rates in Sachſen 
und von Walter Franke über den 
Pennalismus auf der Univerſität Leipzig ge⸗ 
widmet. Den Abſchluß bildet Werner 
Schultze mit Forderungen an eine Bildkunde 
der ſächſiſchen Geſchichte. Dr. K 
Krieg in der Ukraine. Aufzeichnungen eines 
deutſchen Offiziers. Von Hans Tintrup. 
Eſſener Verlagsanſtalt, Eſſen 1938. 214 Seiten. 
Preis 4,30 RM. — Nach drei Jahren 
Weſtfront macht der Verfaſſer als Kompagnie⸗ 
führer den Vormarſch in die Ukraine mit. Dieſer 
Vormarſch, auf dem es wiederholt Kämpfe mit 
den zurückweichenden Bolſchewiſten gibt, endet 
erſt an der Mündung des Don, bei Taganrog 
und Roſtow. Dort ſtellen ſich den deutſchen 
Truppen ſtärkere und gut organiſierte Feind⸗ 
kräfte entgegen, um den geplanten weiteren 
Vormarſch zum Kaukaſus zu verhindern. Ge- 
genüber von Roſtow, jenſeits des Don, ent⸗ 
wickeln ſich langwierige Kämpfe. Ein roter 
Landungsverſuch bei Tianna bringt die rüd: 
wärtige Verbindung der vorgeſchobenen deut⸗ 
ſchen Stellungen in Gefahr. In das bunte und 
fremdartige Bild des Landes, das der Verfaſſer 
ſchildert, zucken die letzten Blitze des im Often 
langſam abflauenden Krieges hinein. Ueber 
die militäriſche Leiſtung der deutſchen Truppen, 
über das Leben mehrere tauſend Kilometer 
von der Heimat entfernt, in das ſie ſich in den 
nach den letzten Kämpfen beginnenden Monaten 
faſt beſchaulicher Ruhe einzugewöhnen verſuchen, 
in die Stimmung der Truppen, in die Bedeu⸗ 
tung der Kameradſchaft zwiſchen Mannſchaft 
und Offizier gibt das Buch, das auf Tagebuch⸗ 
blättern des Verfaſſers beruht, einen vielſeitigen 
und intereſſanten Einblick. Eine militäriſche 
und organiſatoriſche Großtat der deutſchen 
Armee, die ſich mit den gewaltigen Leiſtungen 
an der Weſtfront, wenn ſie auch anderer Art 
Put iſt, durchaus meſſen kann, findet in dem 
uch von Tintrup ihre gerechte ee 
r K. 


Der Deutſche in Ungarn. Von Franz 
Baſch. Heft 21 der Reihe „Der Deutſche im 
Ausland“. Verlag von Julius Beltz, Langen⸗ 
ſalza 1934. 66 Seiten. Preis 1,25 RM. 
— Der Generalſekretär des Ungarländiſchen 
Deutſchen Volksbildungsvereins hat in dieſer 
Schrift aus Berichten, Erzählungen und Ge: 
dichten einen gemeinverſtändlichen Ueberblick 
über Entwicklung und Gegenwartslage des un⸗ 
garländiſchen Deutſchtums gegeben. Es iſt 
darin ebenſo von der erſten deutſchen Einwande⸗ 
rung in das Land der Stephanskrone wie von 
dem großen Schwabenzug des 18. Jahrhunderts 
die Rede, der die in der Türkenzeit verwüſteten 
Gebiete der Kultur zurückgewonnen hat. An 
Einzelſchickſalen wird das Geſamtſchickſal des 
ungarländiſchen Deutſchtums veranſchaulicht. 
Ueber Kampf und Volksart der Heinzen und 
der Deutſchen Koloniſten in den Ofener Bergen, 
im Schildgebirge und in der Schwöbiſchen 


Türkei, über die deutſchen Volksbräuche und 
Feſte, über das Wirtſchaftsleben, die Trachten 
und die Volkstumsarbeit der deutſchen Dörfer 
wird berichtet, ſo daß ſich ein gut abgerundetes 
Bild der deutſchen Volksgruppe in Ungarn 
ergibt. Dr. K. 


Deutſches Bauernleben in Ungarn. Von 
Rudolf Hartmann und Franz Riedl. 
Volk und Reich Verlag, Berlin 1938. 16 Seiten 
Text, 64 Bilder, 2 Karten. preis ſteif kart. 
3,50 RM. — Der knappe Text bringt eine 
klare Darſtellung von Urfprung und Geſchichte 
des ungarländiſchen Deutſchtums. Dabei iſt 
beſonders auf die flu Ueberſicht zu ver⸗ 
weiſen, die die abfolute Stärke des ungarlän⸗ 
diſchen Deutſchtums in den einzelnen Berufen 
und ſeinen zahlenmäßigen Anteil daran wieder⸗ 
gibt, ſowie auf die beiden Karten, die den deut⸗ 
ſchen Bevölkerungsanteil in den einzelnen un⸗ 
gariſchen Verwaltungsgebieten bzw. die deutſchen 
Orte im weſtlichen Ungarn verzeichnen. Den 
Hauptteil des Buches ſtellen die Bilder dar: 
Siedlungen und Volkstypen, Trachten, Brauch⸗ 
tum und Wirtſchaftsleben der Deutſchen ſind 
hier in ausgezeichneten Bildern e Š 
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Der Deutſche in Siebenbürgen. Von 
n Müller ⸗ Langenthal. 
eft 24 der Reihe „Der Deutfche im Ausland“. 
Verlag von Julius Beltz, Langenſalza 1934. 
56 Seiten. Preis 0,54 RM. — In leicht 
verſtändlichen Berichten und Erzählungen gibt 
dieſe für die Jugend beſtimmte Zuſammen⸗ 
ſtellung einen Einblick in 1 und Gegen⸗ 
wart des ſiebenbürgiſchen Deutſchtums. ie 
Einwanderung, die Türkennot, der Volkstums⸗ 
kampf gegen die Madjaren, die Zuſtände in den 
deutſchen Dörfern und den Städten des Landes 
werden geſchildert. Gedichte und Bilder fügen 
ſich dem Inhalt ergänzend ein. Dr. K. 


Entdeutſchungsgefahren im Reifealter. Zur 
Pſochologie der Umvolkung Jugendlicher. Von 
Chriſtian Vaſterling. Verlag Junker 
und Dünnhaupt, Berlin 1936. Band 93 der 
Reihe „Neue Deutſche Forſchungen“. 174 
Seiten. Preis broſch. 7,70 RM. — Der 
Verfaſſer behandelt in ſeiner Arbeit ein bren⸗ 
nendes Problem des auslanddeutſchen Volks⸗ 
tumskampfes. Er geht in Er Erörterungen 
von den volkstheoretiſchen Grundgedanken aus, 
die M. H. Boehm in ſeinem Werk „Das 
eigenſtändige Volk“ dargelegt hat, unterſucht 
dann im zweiten Teil feines Buches die pſycho⸗ 
logiſchen Vorgänge der Entwicklungsjahre, um 
im dritten Abſchnitt in einer Zuſammenſchau 
von Volkstheorie und Jugendpfychologie die 
Gefahren aufzuzeigen, denen der junge Deutſche 
von Seiten fremden Volkstums in den Ent⸗ 
wicklungsjahren ausgeſetzt iſt, in denen er zu 
ſeinem Ichbewußtſein gelangt und in der Aus⸗ 
einanderfegung mit den Werten feiner Kind: 
heitsjahre zu einem ſein Leben entſcheidend be⸗ 
ſtimmenden Verhältnis zur Umwelt gelangt. 
Die Beobachtungen, die Vaſterling über die 
pſychologiſchen Vorgänge der Vorpubertät, der 
Pubertät und der Adoleszenz im Hinblick auf 
das Volkstumsbekenntnis macht, ſind für die 
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praktiſche Volkstumsarbeit zweifellos von 
großer Bedeutung. Daß eine entſprechende 
Unterſuchung über die Umvolkungsgefahren 


während der Kindheit noch nicht vorliegt, be⸗ 
ſchränkt allerdings die praktiſchen Auswertungs⸗ 
möglichkeiten der von Vaſterling vorgetragenen 
Erkenneniſſe. Dr. K. 


Deutſchland. Menſch, Landſchaft, Kultur 
und Wirtſchaft. Von Ewald anſe. 
Verlag Friedrich Brandſtetter, Leipzig 1938. 
340 Seiten. 9 Kartenſkizzen und 53 Mb- 
bildungen auf Tafeln. Preis geheftet 4,75 RM., 
Leinen 5,75 RM. — Das Buch ſtellt eine 
loſe Zuſammenſtellung von Einzelbeiträgen dar, 
die in ihrer Geſamtheit ein Bild von Menſch, 
Land, Kultur und Wirtſchaft Deutſchlands er⸗ 
geben, aber — und das iſt das Bedauerliche — 
eines Deutſchland, in deſſen Rahmen alles, was 
öſtlich der Elblinie liegt, gewiſſermaßen nur als 
nebenſächliches Anhängſel erſcheint. Es iſt ein 
Bild, auf dem die öſtliche Hälfte Deutſchlands 
gleichſam nur als matter Schatten erſcheint, 
während ſeine weſtliche Hälfte in den warmen 
und kräftigen Farben hervortritt, die der Dar⸗ 
ſtellungskunſt Ewald Banſes zur Verfügun: 
ſtehen. Das iſt nicht eine belangloſe Schwäche 
dieſer Arbeit, ſondern ein grundſätzlicher Mangel 
eines Buches, das Deutſchland ſchlechthin dar⸗ 
zuſtellen verſpricht — von einigen Irrtümern 
gänzlich zu ſchweigen, die dem Verfaſſer dort 
unterlaufen ſind, wo er tatſächlich einmal über 
Oſtdeutſchland ſpricht. Dr. K. 


Friedrich von Bülow. 16 Jahre Arbeit für 
den deutſchen Oſten. Von Georg Raddatz. 
Sonderheft der „Grenzmärkiſchen Heimat⸗ 
blätter“. Vertrieb durch die Comenius-Buch⸗ 
handlung in Schneidemühl, 1937. 135 Seiten. 
— Friedrich von Bülow war in den Not⸗ 
jahren 1917 bis 1920 Regierungspräſident 
von Bromberg und von 1920 bis 1933 Re⸗ 
ierungspräſident bezw. Oberpräſident der 

renzmark Poſen⸗Weſtpreußen. In die Zeit 
ſeiner Amtstätigkeit fielen alſo die umwälzenden 
territorialen Veränderungen des deutſchen Oſtens: 
Durch Verſailles kam faſt der geſamte Regie⸗ 
rungsbezirk Bromberg, neben deſſen Verwaltung 
von Bülow von 1918 bis 1920 auch noch die 
ftellvertretende Leitung des Regierungsbezirkes 
Poſen und der Provinz Poſen innehatte, an 
Polen, und aus den weſtlich des Korridors ge- 
legenen Reſten der alten Provinzen Poſen und 
Weſtpreußen wurde als neuer Verwaltungs⸗ 
bezirk die Grenzmark gebildet. Dieſe grund⸗ 
legenden Aenderungen ſind ſo eng mit dem 
Namen von Bülows verbunden, daß die Dar: 
ſtellung der Tätigkeit dieſes Regierungs⸗ und 
Oberpräſidenten, die Radas gibt, fih faſt zu 
einer Geſchichte des Verluſtes der Oſtmark und 
der Entſtehung der Grenzmark ausweitet. Die 
Schrift enthält viel intereſſantes Material, das 
bisher teilweiſe noch nirgends veröffentlicht 
wurde, ſo u. a. die im Jahre 1919 verfaßte 
Denkſchrift von Bülows „Die deutſchen Wün⸗ 
ſche und Forderungen für die Gegenwart und 
Zukunft der Provinz Poſen“. Dr. K. 


Verlag Dr. Friedrich Osmer, Berlin SW 61, Lankwitzſtr. 29. — Verantwortlich für die Schriftleitung: Dr. Otto 
Kredel, Berlin⸗Frledenau, Illſtr. 2. — Druck: Weſtkreuz⸗Druckerei GmbH., Berlin⸗gichtenrade, Moltkeſtr. 7. — 
Verantwortlich für Anzeigen: Kurt Haupt, Fichtenau b. Berlin. — Erſcheint monatlich zweimal. Poſtbezug viertel; 
jährlich RM. 0,90. Einzelnummer RM. 0,20 und RM. 0,05 Poſtgebühr. — Anzeigenpreisliſte 4. — J. v. W. g. — 
Alle Zuſchriften find an den Bund Deutſcher Often, Berlin W 30, Motzſtr. 46 (Fernruf 25 09 14) zu richten. 


PraukilcheSeitung 


ie größte Tageszeitung 


IN 


Ostpreußen 


Das Sprachrohr von Partei und Staat 


Ländl. Wirtschafts-Verein | [Karl Haefele & Co. 


zu Treuburg e. G. m. b. N. inh. Wilhelm Baschka, Königsberg (er.) 
Zweigstellen: Kowahlen, Reuß, Griesen u. Wronken Ruf 35238 Hoverbeckstraße 22a 


Getreide, Saaten SIANlDAU svezana: Baukonsiruktionen 


Futter- und Düngemittel | — 
Brennmaterialien | Werdet Mitglied der NSV 


190 


— 


Färberei 


CAILLE & LEBEL 


reinigt chemilfc 
Königsberg I. Pr. 5 


Martha Elsner 
Königsberg i. Pr., Münzstraße 5-6 
Korsetts, Korseletts, Gesundheitsleibbinden 


Damenwäsche, Strümpfe in großer 
Auswahl zu billigsten Preisen 


Knittel Welker 
Bauunternehmung 
Beton und Eisenbetonbau 
Hoch- und Tiefbau 

Königsberg i. Pr. Ruf 23384 
GSolz-Allee5 


OSTPREUSSEN — 


Seide, Wolle, eleg. Damenkleidung 
Seidenhaus 


Erich Dietz 


Königsberg Pr., Junkerstraße 5 


Musterversand bereitwilligst! | 


Vorstädtische Kur-Badeanstalt 


Königsberg 


Vorstädtische Langgasse 6 


Werkzeugmaschinen - Werkzeuge 


für Eisenbearbeitung und Holzbearbeitung 


Knuth & Jllas, Königsberg, Steindamm177 


L.Gamm & Sohn, Königsberg Pr. 


Gegründet 1812 


Seifen und Waschmittel aller Ari 


Heizungen 
Wasserleitungen 
Bäder usw. 


Lingen u. Co. 


Königsberg - Pr. 


Französisehe Str. 1 


Zentralheizungen 
| Lüftungsbau 
| sanitäre Anlagen 


Heizungsbau Königsberg 


Walter Schwikal | 


Königsberg iÍ. Pr. | 
Unterhaberberg 26. Tel. 44306 und 44645 


| Ofpreußen, trinkt oſtoreußiſche Biere! | 


Verband oſtpreußiſcher Brauereien e. B. 


= Tischlereibedarf 


Sperrholz. Fourniere 


Wilhelm Tanpmeyer, Königsberg Pr., Gebauhrsir.50. Rul 33337 


OPEL personen- u. Lastwagen 
Großreparaturwerk 
Schott & Co., Königsberg Pr. 


Tapeten- Balatum 


Johs. Dikti, Königsberg Pr. 
Vorstädt. Langgasse 93 


A .. 44 | Kompi. Zimmer und Einzelmöbel 
Heinzelmännchen“ |" eee, Johanna Gerlach 
kAd 


Tischlermeister | Königsberg, Mittel-Tragheim 20 
Inh.: Gertrud Danat l. Thur au, Möbelgeschäft Fernruf 32 790 


Liehtpausanitakt u.Verulelfältigungsbüro | Königsberg, Vorst. Langgasse 98 Papierwaren, Büroartikel, 
Königsberg Pr., Lutherstr. 8. Ruf 38005 | Annahme von Ehestandsdarlehn Zeichenbedarf, techn. Papiere 


pen ria. E. Herbst Gebr. Kittler 
„ser Lr Gumbinnen, Königstraße 14 Leder für alle Zwecke 
Papler- u. Schreibwaren Königsberg Pr. 


Buchdruckerei 
, Alt e 
Slehtkartoihekon ed || ar ene Bangsi. 17 
Schreib- und Rechenmaschinen 
Fernruf 2118 


F. Trittmacher 


Spedition u. Großfuhrbetrieb 


Königsberg Pr. b 

Lizentgrabenſtr. 11-12 — — 

Sammel: Ar. 36366 MODEL FASRIK ®OPEL-SPENGLER 
und Einrichtungshaus @ Schindekophrücde und Steindamm 


Baugeschäft 

Artur Augurski 

Maurermeister 
Hoch-, Tief- und Eisenbetonbau 


W. Geyssel 


Königsberg Pr., Samlandweg 47 Aufzüge — 


Diesel-Schlepper 


für Acker u.Straße Fornsprecher 20441 Förderanlagen 


Erich Habicht || —_ 72 Tel, 21120 


Königsberg i. pr., Stei wir bitten unsere Bezieher, mese J Königsberg, Albrechisir. 
nigsherg i Pr, Steindamm 17 || isarate besonders zu Deachten! py 23 


Vereinsbrauerei Tilsit # | Eisengießerei u. Maschinenfabrik Ragni! 


empfiehlt ihre vorzüglichen Allgemeiner Maschinenbau 
Qualitäts- Pol (tere Landmaschinenbau 
in Faß und Flaschen Grauguß - Roststäbe 
Fernsprecher 416 
2... r— —————— 
2 | N 
S are heißt Ostdeutsche Grenzschiftahrt 
für die Inh. Paul Schlenther 
Zukunft Fernruf 2217 Tilsit Pacchofstr. 1 
een ne ee sorgen! Personen- und Schleppschiffahrt 


3101 Sonderdampfer / Ki d Stein- 
Städt. Sparkasse Tilsit — lieferungen / 6 fo Sei 


